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Landesrahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX 

für die Freie- und Hansestadt Hamburg 



“otand: 19.12.2018 

Die in der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände, Hamburg zusammenge- 
schlossenen Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege; 

• Arbeiterwohlfahrt, Landesverband Hamburg e.V., 

• Caritasverband für das Erzbistum Hamburg e.V., 

• Der Paritätische Wohlfahrtsverband Hamburg e.V., 

• Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband Hamburg e.V., 

• Diakonisches Werk, Landesverband der Inneren Mission Hamburg, e.V., 

• Jüdische Gemeinde, Hamburg, 

die Zusammenschlüsse privatwirtschaftlicher Unternehmen: 

• Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V., Landesgeschäftsstelle Hamburg, 

• Zentralverband Hamburger Pflegedienste e.V., Hamburg, 

handelnd als Vereinigungen der Leistungserbringer auf Landesebene in Vertretung ihrer je- 
weiligen Mitglieder, 

und die 

• Freie- und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und 
Integration als Trägerin der Eingliederungshilfe 

schließen unter Beteiligung der Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft behinderter Menschen 
(LAG) als Interessenvertretung behinderter Menschen nachfolgenden Rahmenvertrag nach § 131 
Abs. 1 SGB IX zu den Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX; 
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Präambel 

Leitlinie dieses Rahmenvertrages und der von ihm umfassten Leistungen, über die Maßgaben des 

§ 131 SGB IX hinaus, ist die UN-Behindertenrechtskonvention vom 13.12.2006 (UN-BRK) mit ihren 

Zielen und Inhalten. 

Im Wege der partnerschaftlichen, transparenten und vertrauensvollen Zusammenarbeit wirken die 

Vertragspartner darauf hin, dass die Leistungen für Menschen mit Behinderung in ihrer inhaltlichen 

und fachlichen Konzeption und Ausgestaltung den Zielen der UN-BRK entsprechen. Die Regelun- 

gen des Rahmenvertrages zielen auf personenzentrierte Teilhabeleistungen, welche die Partizipa- 

tion und Inklusion stärken und die Überwindung von Aktivitätseinschränkungen aus der Wechsel- 

wirkung zwischen Funktionsstörung und den umweit- und einstellungsbedingten Barrieren ermög- 
lichen. 

Die Vertragspartner stellen sicher, dass die Leistungserbringung in Art, Form und Maß der Hilfe 

nach den Grundsätzen des SGB IX erfolgt und insbesondere im Sinne von § 17 SGB I 

• jede/r Berechtigte die ihm zustehenden Leistungen der Eingliederungshilfe in zeitgemäßer 
Weise umfassend und schnell erhält; 

• die zur Ausführung der Leistungen der Eingliederungshilfe erforderlichen Einrichtungen und 
Dienste rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen; 

• der Zugang der Leistungsberechtigten zu den Leistungen der Eingliederungshilfe möglichst 
einfach und unbürokratisch gestaltet wird und 

• gemeinsam mit den Zusammenschlüssen der behinderten Menschen Regelungen getroffen 
werden, die ein großes Maß an Transparenz im Leistungsgeschehen hersteilen und 

• das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten gewährleistet wird. In Umsetzung des- 
sen sind bei der Wahl der Wohnform Leistungen in eigenen Wohnungen und inklusiven Wohn- 
angeboten gern. § 104 Abs. 3 und 4 SGB IX gegenüber Leistungen in besonderen Wohnformen 
(i.S.d. § 42a Abs. 2 Nr. 2 SGB XII i.d.F. ab 2020) der Vorrang zu gewähren. 

Aufgabe der Eingliederungshilfe gern. § 90 Abs. 1 SGB IX ist es, den Leistungsberechtigten eine 
individuelle Lebensführung zu ermöglichen, die der Würde des Menschen entspricht, und die volle, 
wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Die Leistung 
soll sie befähigen, ihre Lebensplanung und -führung möglichst selbstbestimmt und eigenverant- 
wortlich wahrnehmen zu können. Die nach den Regelungen dieses Rahmenvertrages vereinbar- 
ten und erbrachten Leistungen werden hinsichtlich ihrer Wirksamkeit an diesen Grundsätzen ge- 
messen. Die Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX sind an dem Auftrag, den Zielen und 
den Grundsätzen der Eingliederungshilfe auszurichten: 

• Durch die Vereinbarungen ist zu gewährleisten, dass die Leistung an die Leistungsberechtig- 
ten den Grundsätzen des 2. Kapitels SGB IX, Teil 2 entspricht. Gern. § 95 SGB IX stellt die 
Trägerin der Eingliederungshilfe in ihrem Zuständigkeitsbereich sicher, dass jeder leistungs- 
berechtigten Persön die zur Deckung des individuellen festgestellten Bedarfes erforderlichen 
Leistungen personenzentriert zur Verfügung stehen. Leistungsformen sog. anderer Leistungs- 
anbieter (§111 Abs. 1 Nr.2 SGB IX i.V.m. § 60 Abs. 3 SGB IX) und die Beschäftigung mit Hilfe 
des Budgets für Arbeit (§111 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX i.V.m. § 61 Abs. 5 SGB IX) sind von diesem 
Sicherstellungsauftrag ausgenommen. 
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• Die Vereinbarungen beziehen sich nur auf diejenigen Leistungen, die die Trägerin der Einglie- 
derungshilfe unter Berücksichtigung des Nachrangs der Eingliederungshilfe nach § 91 Abs. 1 
und 2 SGB IX sicherzustellen hat. 

• Gern. §§ 91 Abs. 3 SGB IX i.V.m. § 13 Abs. 3 SGB XI und § 103 SGB IX werden die Leistungen 
der Eingliederungshilfe und der Pflegeversicherung nebeneinander aber bei Einverständnis 
der Leistungsberechtigten wie aus einer Hand gewährt. 

• Die Vorschriften über die existenzsichernden Leistungen nach dem SGB II und dem 3. und 4. 
Kapitel des SGB XII bleiben gern. § 93 Abs. 1 SGB IX unberührt. 

• Die Selbständigkeit, das Selbstverständnis und die Unabhängigkeit der Rehabilitationsdienste 
und -einrichtungen bei der Erbringung der vereinbarten Leistungen werden im Einklang mit 
den Vorgaben der Teilhabebedarfsplanung (§ 19f. SGB IX), der Gesamtplanung (§ 117f. SGB 
IX) und ggf. der Teilhabezielvereinbarung (§ 122 SGB IX) gern. § 39 Abs. 2 S. 2 SGB IX be- 
achtet. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen (LAG) hat gern. § 131 Abs. 2 SGB IX 
an der Erarbeitung und Beschlussfassung dieses Rahmenvertrages mitgewirkt. 

Den Interessen der Leistungsberechtigten wird aus Sicht der LAG im Vertrag insbesondere Rech- 
nung getragen mit der Gewährleistung des Wunsch- und Wahlrechts und dem Vorrang bei der 
Wahl der Wohnform für Leistungen in eigenen Wohnungen und inklusiven Wohnangeboten ge- 
genüber Leistungen in besonderer Wohnform. Auch ist erkennbar, dass die Festlegungen des 
Vertrags insgesamt einen Leistungsrahmen für die Rechte und Ansprüche der Leistungsberech- 
tigten auf volle und wirksame Teilhabe im Sinne des § 90 SGB IX setzen sollen. Die intensiven 
Verhandlungen überzeugen davon, dass die Vertragsparteien die aus diesem Ziel erwachsene 
Verpflichtung verfolgen, wie es auch der Letter of Intent der Vertragsparteien zum „Verhandlungs- 
paket Umsetzung BTHG Landesrahmenvertrag“ zum Ausdruck bringt. 
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I. Allgemeines 

§1 

Gegenstand und Grundlagen 

(1) Der Landesrahmenvertrag regelt die Rahmenbedingungen für den Abschluss von Vereinba- 
rungen nach den §§ 123 ff. SGB IX über die Erbringung von Leistungen der Eingliederungs- 
hilfe i.S.v. § 102 SGB IX durch Leistungserbringer gemäß § 131 Abs. 1 SGB IX. 

(2) Ein Leistungserbringer i.S.v. Abs. 1 ist die auf eine gewisse Dauer angelegte, organisato- 
risch strukturierte Zusammenfassung sächlicher und personeller Mittel mit dem Ziel, aus- 
schließlich oder teilweise Leistungen der Eingliederungshilfe für einen wechselnden Kreis 
von Personen zu erbringen. Einzelpersonen sind keine Leistungserbringer. 

(3) Die Freie- und Hansestadt Hamburg, als Trägerin der Eingliederungshilfe in Hamburg, ist 
für den Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX zuständig, wenn die 

^ Leistung in Hamburg erbracht wird. Sofern der Ort der Leistungserbringung außerhalb Ham- 
burgs liegt kann die mit der Freien- und Hansestadt Hamburg geschlossene Vereinbarung 
gern, den §§ 123 ff. SGB IX bei Zustimmung des örtlich zuständigen Leistungsträgers An- 
wendung finden. 

§2 

Vertragskommission 

(1) Die Vertragspartner setzen eine Vertragskommission SGB IX für den Anwendungsbereich 
dieses Vertrages ein. Sie entsenden Mitglieder in die Vertragskommission wie folgt: 

• Die Vereinigungen der Leistungserbringer entsenden jeweils ein Mitglied. 
• Die Freie und Hansestadt Hamburg entsendet ein Mitglied aus der zuständigen Fach- 

behörde. 
• Die Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen (LAG) entsendet ein nicht 

stimmberechtigtes Mitglied. 

P (2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Vertragskommission werden namentlich 
gegenüber der Geschäftsstelle der Vertragskommission benannt. Die Geschäftsstelle der 
Vertragskommission wird in der zuständigen Fachbehörde geführt. 

(3) Die Vertragskommission gibt sich eine Geschäftsordnung Anlage 6. 

(4) Die Aufgaben der Vertragskommission umfassen: 

• die Weiterentwicklung und Auslegung des Landesrahmenvertrages, 

• die Weiterentwicklung der Grundlagen, Kriterien und Verfahren zur Ermittlung von Vergütungen 

gern. Anlage 1 LRV; dies erfolgt unter der Maßgabe der Abgrenzung der Fachleistung zu den 

existenzsichernden Leistungen, 

^ Dahingehend finden derzeitig Verhandlungen mit den Ländern Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen statt. 
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• die Entwicklung und Weiterentwicklung von Grundlagen, Kriterien und Verfahren zur Bildung 

von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf gern. Anlage 2 LRV, 

• die Vereinbarung von Rahmendaten für die Vergütungsvereinbarungen nach den §§ 123 ff. 
SGB IX. Hierzu gehören insbesondere die Regelungen zur Anpassung der Vergütungen gern. 
Anlage 5 (AW), 

• die Beschlussfassung über Formblätter für Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX (Mus- 
tervereinbarungen) 

• die Förderung und Weiterentwicklung der Strukturen der Eingliederungshilfe i.S.v. § 94 Abs. 4 
SGB IX 

sowie 

• die Einsetzung und Festlegung der Aufgabenstellung von Arbeitsgruppen. Die Vertragskom- 
mission beschließt über die Ergebnisse der Arbeitsgruppen. 

(5) Beschlüsse der Vertragskommission sind für alle Vertragspartner verbindlich. 

(6) Die Geschäftsstelle der Vertragskommission führt ein für Vertragspartner und dem Vertrag 
beigetretene Leistungserbringer frei einsehbares, strukturiertes (Online-) Verzeichnis aller Be- 
schlüsse, die diesen Landesrahmenvertrag einschließlich seiner Anlagen ändern, ergänzen, 
konkretisieren oder sonst für die Vertragsbeziehungen von Bedeutung sind und über einen 
Einzelfall hinaus anwendbar sind. 

§3 

Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX 

(1) Inhalt, Umfang und Qualität, einschließlich der Wirksamkeit der Leistungen und deren Ver- 
gütung, werden zwischen dem Leistungserbringer und der Trägerin der Eingliederungshilfe 
nach den in diesem Vertrag festgelegten Kriterien vereinbart. 

(2) Die Verhandlung zum Abschluss einer Vereinbarung mit der Trägerin der Eingliederungs- 
hilfe führt der Leistungserbringer oder sein Verband. Im Falle der Bevollmächtigung des 
Verbandes bedarf diese der Schriftform. Mit dem schriftlichen Angebot wird mitgeteilt, wer 
die Verhandlung führt und wer zum Abschluss bevollmächtigt ist. 

(3) Eine Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX kommt zustande, wenn zwischen der Träge- 
rin der Eingliederungshilfe und dem Leistungserbringer oder seinem Verband Einvernehmen 
über die Leistungs- und Vergütungsvereinbarung besteht. Die Vereinbarung bedarf der 
Schriftform. Dabei soll zunächst Einvernehmen über die Inhalte der Leistungsvereinbarung 
hergestellt werden. Im Anschluss ist die Vergütungsvereinbarung zu verhandeln. 

(4) Die Laufzeit der Vereinbarung beträgt in der Regel ein Kalenderjahr. Die Vereinbarung kann 
ganz oder in Teilen mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende des Vereinbarungszeitraums 
gekündigt werden. Erfolgt keine Kündigung der Vereinbarung, verlängert sich die Laufzeit 
der Leistungsvereinbarung um jeweils ein Kalenderjahr. Für die Vergütungsvereinbarung gilt 
§ 127 Abs. 4 SGB IX. 

(5) Die Allgemeine Verfahrensvereinbarung zum Abschluss von Vereinbarungen ist in Anlage 
5 geregelt. 
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(6) Sofern im Einzelfall die in diesem Vertrag festgelegten Kriterien aufgrund der Aufgabenstel- 
lung und Konzeption des Leistungserbringers keine Anwendung finden können, werden ge- 
meinsam abweichende Regelungen getroffen. 

(7) Ergänzende, abweichende Zielvereinbarungen gern. § 131 SGB IX können abgeschlossen 
werden. Soweit die Vereinbarungen auch die Verfahren zur Vergütung und Abrechnung der 
Fachleistung betreffen, sind die Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderungen 
zu beteiligen und die Vertragskommission zu informieren. 

II. Leistungsvereinbarung 

§4 

Leistungsmerkmale 

(1) Die Leistungsvereinbarungen können sich beziehen auf 

• Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 

• Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

• Leistung zur Teilhabe an Bildung (dazu gehören auch Schulbegleitung und Leistungen 

im Rahmen der GBS) 

• Leistungen zur sozialen Teilhabe 

• Leistungen der Pflege soweit diese gern. § 103 Abs. (1) oder (2) von der Eingliede- 
rungshilfe umfasst werden. 

(2) Die Leistung wird anhand der Leistungsmerkmale gern. § 125 Abs. 2 SGB IX unter Berück- 
sichtigung der leistungsbezogenen Merkmale der Konzeption des Leistungserbringers ver- 
einbart. Die Leistungsbeschreibung erfolgt gemäß Anlage 5.2 nach Leistungsbereichen auf 
der Grundlage der neun Lebensbereiche der IGF. 

(3) Die Leistung beinhaltet 

• die zur Umsetzung der Fachmaßnahmen erforderliche personelle Ausstattung und die 
benötigten sächlichen Mittel, 

• ggf. die Bereitstellung der betriebsnotwendigen Anlagen einschließlich ihrer Ausstattung 

gern. Anlage 3 LRV (Mustervereinbarung Anlage 1). 

(4) Werden Fachleistungen in Einrichtungen oder Räumlichkeiten im Sinne des § 43a SGB XI 
i.V.m. § 71 Abs. 4 SGB XI erbracht, umfasst die Fachleistung nur grundpflegerische Leis- 
tungen. . Ärztlich verordnete Leistungen nach dem SGB V, insbesondere Leistungen der 
häuslichen Krankenpflege, sind - auch in besonderen Wohnformen - nicht Gegenstand der 
vereinbarten Leistung, es sei denn, dies wird in der Leistungs- und Vergütungsvereinbarung 
nach § 125 SGB IX ausdrücklich vereinbart. In Werkstätten für behinderte Menschen und 
bei anderen Leistungsanbietern werden im Einzelfall einfache Leistungen der Krankenpflege 
erbracht. 
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(5) Die Leistungsbeschreibung umfasst als Grundlage der Leistungsvereinbarung insbesondere 
folgende Merkmale: 

* Leistung nach Art, Umfang, Ziel und Qualität 
* zu betreuender Personenkreis bzw. Zielgruppe 
* sächliche Ausstattung und Bemessung des Betreuungspersonals (§ 5) 
* Funktion und Qualifikation des Betreuungspersonals (§ 5) 
* ggf. betriebsnotwendige Anlagen einschl. ihrer Ausstattung. 

Das Nähere regelt die Mustervereinbarung gern. Anlage 3. 

(6) Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die Leistung ausreichend, zweckmäßig und wirt- 
schaftlich zu erbringen. Dabei sind die persönlichen Verhältnisse der Leistungsberechtigten 
(das familiäre, freundschaftliche und nachbarschaftliche Umfeld) und der individuelle Sozi- 
alraum gern. § 104 Abs. 1 Satz 1 SGB IX zu berücksichtigen und den Wünschen des Leis- 
tungsberechtigten bezüglich der Gestaltung der Leistung zu entsprechen. 

(7) Die Beurteilung der Qualität und Wirksamkeit der Leistung richtet sich nach den Regelungen 
des Abschnittes IV dieses Vertrages sowie den Regelungen der Allgemeinen Musterverein- 
barung in der jeweils geltenden Fassung. 

(8) Plant der Leistungserbringer dauerhafte qualitative und quantitative Veränderungen des 
Leistungsangebotes, die von der abgeschlossenen Leistungsvereinbarung abweichen, teilt 
er dies der Trägerin der Eingliederungshilfe rechtzeitig vorderen Umsetzung mit, spätestens 
jedoch 3 Monate vor Umsetzungsbeginn. Die Vertragspartner behalten sich in diesen Fällen 
eine Neuverhandlung der Vereinbarung vor. 

§5 

Sächliche Ausstattung und Personalbemessung 

(1) Eine Beschäftigung von Fachkräften unterschiedlicher Fachdisziplinen wird gewährleistet, 
um angesichts der Vielgestalt von Beeinträchtigungen und deren Wechselwirkungen mit 
Umweltfaktoren i.S.v. einstellungs- und umweltbedingten Barrieren und den daraus resultie- 
renden Anforderungen arbeite- und entscheidungsfähig zu sein. Die Fachkräfte tragen dabei 
auch die Verantwortung, i.S.e. Begleitung und Steuerung, für die Leistung anderer Beteilig- 
ter in den individuellen sozialräumlichen Kontexten. 

(2) Die sächliche und personelle Ausstattung, einschließlich der Funktion und Qualifikation des 

Betreuungspersonals, leiten sich ab von den Bedürfnissen des Leistungsberechtigten und 

von der vereinbarten Leistung. Sie ist in der Leistungsvereinbarung in nachprüfbarer Form 

festzulegen. 

Für die Bemessung des Betreuungspersonals werden Personalrelationen oder Zeitvolu- 
mina, ggf. differenziert nach Gruppen von Leistungsberechtigten mit vergleichbaren Bedarf 
gern. Anlage 2, vereinbart. Für vergleichbare Leistungen finden einheitliche Kriterien zur 
Personalbemessung Anwendung. 

(3) Für Werkstätten für behinderte Menschen und andere Leistungsanbieter gelten die §§ 8 u. 
9 WVQ. 

(4) Leistungen sind dann vergleichbar, wenn sie bei gleichen Zielstellungen und ähnlichem 
Maßnahmenkatalog eine übereinstimmende Zielgruppe ansprechen. 

III. Vergütungsvereinbarung 
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§6 

Vereinbarung einer leistungsgerechten Vergütung 

(1) Die Vergütungen müssen angemessen und leistungsgerecht sein und es dem Leistungser- 
bringer bei sparsamer und wirtschaftlicher Betriebsführung ermöglichen, bedarfsgerechte 
Leistungen entsprechend der Gesamtpläne zu erbringen. 

(2) Zur Bewertung der Angemessenheit und Leistungsgerechtigkeit einer Vergütung sind Ver- 
gütungen anderer Leistungserbringer mit vergleichbarem Leistungsangebot nach Maßgabe 
des § 124 Abs. 1 SGB IX heranzuziehen. 

(3) Die Vergütung von Leistungen für Leistungsberechtigte der Eingliederungshilfe darf bei glei- 
cher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler. 

(4) Soweit Investitionskosten gesondert geregelt werden, umfassen diese die Kosten für die 
betriebsnotwendigen Anlagen und deren Ausstattung. 

^ (5) Zur Durchführung eines externen Vergleichs hat die Trägerin der Eingliederungshilfe alle 
notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen, die einen Vergleich derfürdie Leistung 
geforderten Vergütung mit den Vergütungen anderer Anbieter erlaubt. In den externen Ver- 
gleich sind alle Leistungsanbieter in Hamburg mit einem vergleichbaren Leistungsangebot 
einzubeziehen. 

Vergleichbare Leistungserbringer sind solche, deren Leistungsangebot auf derselben An- 

lage 1 der Musterleistungsvereinbarung basiert und die gleichen Personalschlüssel verein- 

bart haben. 

(6) Als tarifgebunden gelten neben den Direktanwendern auch sog. Analoganwender, die in 

Form von Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) oder Arbeitsvertraglichen Bedingungen (AVB) für 

alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Trägers die wesentlichen Regelungen eines Tarif- 

vertrages (z.B.; Arbeitszeit, Tabellenerhöhung, Eingruppierung, Sonderzuwendung, Urlaubs- 

anspruch) regelhaft umsetzen. Diese tarifgebundene Vergütungen werden dabei nicht als 

unwirtschaftlich bewertet. 

§7 

Vergütungsbestandteile 

(1) Die Leistungspauschale ist die Vergütung für die gern. § 125 SGB IX vereinbarte Leistung, 

ohne die existenzsichernden Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel SGB XII, Drit- 

tes Kapitel SGB II. Wenn kein Fall des § 134 SGB IX vorliegt, werden von der Leistungspau- 

schale umfasst, 

• die Personalaufwendungen 

• die Sachaufwendungen, 

• Investitionskosten, 

• Der zwischen dem Leistungserbringer und der Trägerin der Eingliederungshilfe zu ver- 

einbarende Teil der Kosten der Unterkunft, der die Angemessenheitsgrenze gern. § 42a 

Abs. (6) Satz 2 überschreitet. 
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(2) Soweit Investitionskosten gemäß Anlage 1 gesondert geregelt werden, sind diese Bestand- 
teil der Leistungspauschale. 

(3) Bei Leistungen für minderjährige Leistungsberechtigte und in Sonderfällen findet § 134 Abs. 
3 SGB IX Anwendung. 

§8 

Kalkulationsgrundlagen 

(1) Die Vergütungen sind nach einheitlichen Grundlagen, Kriterien und Verfahren zu kalkulie- 
ren. 

(2) Die Kalkulation der Vergütung bezieht sich auf die vereinbarte Leistung. 

(3) Der Kalkulation der Vergütung werden die für die Laufzeit der Vereinbarung im Voraus zu 
kalkulierenden Kosten oder die durch die Vertragskommission SGB IX festgesetzten Pau- 
schalen gern. Anlage 5.1 - 5.5.9 zugrunde gelegt. 

(4) Die nähere Abgrenzung der den Leistungspauschalen und -beträgen nach § 125 Abs. 3 
SGB IX zu Grunde zu legenden Kostenarten und -bestandteile sowie die Zusammensetzung 
der Investitionsbeträge sind in Anlage 1 geregelt. 

(5) Der Inhalt und die Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauscha- 
len, die Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf nach § 125 Abs. 
3 Satz 2 SGB IX sowie die Zahl dieser zu bildenden Gruppen sind in Anlage 2 geregelt. 

(6) Das Verfahren zur der Zuordnung von Leistungsberechtigten zu Gruppen für Leistungsbe- 
rechtigte mit vergleichbarem Bedarf und ein Schlichtungsverfahren für Fälle, in denen kein 
Einvernehmen über die Zuordnung erzielt wird, ist in Anlage 2 geregelt. 

IV. Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung 

§9 

Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistung 

(1) Die Trägerin der Eingliederungshilfe prüft gern. § 128 Abs. (1) SGB IX i.V.m. § 2 AG SGB 
IX die Wirtschaftlichkeit und Qualität einschließlich der Wirksamkeit der erbrachten Leis- 
tungen sowie die Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Leistungserbringer i.S.v. § 131 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SGB IX. 

(2) Soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Leistungserbringer seine ver- 
traglichen oder gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt, kann Gegenstand der Prüfung auch die 
Wirtschaftlichkeit der Leistung sein, in anderen Fällen beschränkt sich die Prüfungen auf 
die Qualität einschließlich der Wirksamkeit der Leistung. 

(3) Qualitätsprüfungen haben insbesondere das Ziel, eine personenorientierte, individuell be- 
darfsgerechte Leistungserbringung in der vereinbarten Qualität und Wirksamkeit zu ge- 
währleisten. 
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(4) Die Prüfung wird durch die Trägerin der Eingliederungshilfe in einem Prüfauftrag konkreti- 
siert. Der Prüfauftrag ist auf das notwendige Maß zu beschränken, der Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit ist zu beachten. Unterschiedliche Auffassungen über die Begründung des 
Prüfauftrages berühren nicht das Recht zur Durchführung der Prüfung. 

(5) Die Trägerin der Eingliederungshilfe und die Leistungserbringer teilen die Kosten der an- 
lassbezogenen Prüfung. Kosten, die sich aus den Mitwirkungspflichten des Leistungser- 
bringers und ggf. der Beteiligung seines Verbandes ergeben, gehen zu deren Lasten. Ei- 
gene Kosten der Prüfung gehen jeweils zu eigenen Lasten. 

(6) Der Inhalt und das Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprü- 
fungen sind in Anlage 6 geregelt. 

V. Schlussbestimmungen 

§10 

Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung des Landesrahmenvertrages 

(1) Dieser Vertrag tritt mit Zeichnung in Kraft. Die Anlagen 1-6 sind Bestandteil des Vertrages. 

(2) Der Vertrag kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals 
zum 01.01.2024, schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung seitens der Vereinigungen der 
Leistungserbringer als Mitglieder der Vertragskommission ist gegenüber der zuständigen 
Fachbehörde auszusprechen. Diese wird die Kündigung den übrigen Vertragspartnern mit- 
teilen. 

(3) Die Mitglieder der Vertragskommission verpflichten sich, nach erfolgter Kündigung unver- 
züglich Verhandlungen über eine Neuregelung dieses Vertrages aufzunehmen. Kommt eine 
Einigung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zustande, verlängert sich dieser Vertrag 
um weitere 3 Monate. Nach Ablauf dieser Frist endet dieser Vertrag, ohne dass es einer 
erneuten Kündigung bedarf. 

(4) Im Falle der Kündigung durch einen oder mehrere Vertragspartner seitens der Vereinigun- 
gen der Leistungserbringer auf Landesebene bleibt der Vertrag zwischen den übrigen Ver- 
tragspartnern bestehen. Nach Ablauf der Frist gern. Absatz 3 Satz 2 endet das Vertragsver- 
hältnis zwischen dem oder den kündigenden Vertragspartner/n und der Trägerin der Ein- 
gliederungshilfe. 

§11 

Salvatorische Klausel 

Soweit einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtsunwirksam sind, wird die Wirksam- 
keit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertragspartner wirken in diesem 
Fall darauf hin, die rechtsunwirksame Regelung unverzüglich durch eine vergleichbare, 
rechtswirksame Regelung zu ersetzen. 
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Freie- und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Soziales, Familie, 
Gesundhei^^^n^egration 

Arbeiterwohlfahrt 
Landesverband Hamburg e.V. 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 

Caritasverband für das Erzbistum Hamburg 
e.V. ^ 

Deutsches Rotes Kreuz 
Landesverband Hamburg e. V. 

Jüdische Gemeinde 
in Hambuj;g—^ 

Diakonisches Werk, 
Landesverband der Inneren Mission 
Hamburg, e. V. 

Bundesverband privater Anbieter sozialer 
Dienste e.V., 
Landesgeschäftsstelle Hamburg 

Zentralverband Hamburger Pflegedienste 

Hamburg, den 

Die LAG hat mitgewirkt. 
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Anlage 1 LRV SGB IX Abgrenzung Kostenarten 

Abgrenzung der den Leistungspäuschalen nach § 125 Abs. 3 SGB IX zu Grunde zu 
legenden Kostenarten und -bestandteile sowie die Zusammensetzung der 
Investitionsbeträge nach § 134 Abs. 3 SGB IX 

Der Kalkulation der Vergütungen werden die für die Laufzeit der Vereinbarung im Voraus zu 
kalkulierenden Kosten nach dem Netto-Prinzip (Kosten abzüglich Einnahmen) zugrunde ge- 
legt. 
Die Aufteilung der Kostenarten sowie die Kalkulationsblätter für Einzelverhandlungen sind 
als Anlagen 7.5.1 bis 7.5.9 beigefügt. 

Allgemeine Regelungen (gelten nicht für Leistungen nach § 134 (3) SGB IX) 

1. Leistungspauschalen (§ 7 Abs. 1 LRV) 

Leistungspauschalen umfassen Personal- und Sachaufwendungen für die Betreuung, 
notwendige Personal- und Sachkosten für die Durchführung der Leistung. 

Zur Herleitung der betrieblichen Miete werden die Punkte 4. -4.6 dieser Anlage 
herangezogen. 

Weitere Informationen zu besonderen Wohnformen sind in der Beschreibung zur Anlage 7.5.2 

zu finden. 

Regelungen zur Leistung nach § 134 (3) SGB IX 

2. Grundpauschale (§ 7 Abs. 3 LRV): 
Der Grundpauschale zuzuordnende Kostenarten und -bestandteile gern. Anlage 7.5.1; 

♦ Sachkosten des notwendigen Lebensunterhalts, der in der Einrichtung erbracht wird, so- 
weit nicht dem Investitionsbetrag oder der Maßnahmepauschale zuzuordnen. 

Der Lebensmittelaufwand (Pos. 2.1 Kalkulationsblatt Anlage 7.5.1) ist der Grundpauschale 
zu 100% zugeordnet. Die übrigen Sachkosten (Pos. 2.2, 2.4 und 3. Kalkulationsblatt Anlage 
7.5.. 1) sind zu 50 % der Grundpauschale zugeordnet. 

♦ Personalkosten des Geschäftsbetriebes und sonstige Personalkosten (Pos. 1.1, 1.3 und 
1.4 Kalkulationsblatt Anlage 7.5.. 1) - ohne Personalkosten der Betreuung - 
sind der Grundpauschale zu 50 % zugeordnet. 

Im Übrigen erfolgt die Zuordnung nach den für die jeweiligen Leistungsbereiche ggf. abwei- 
chend vereinbarten Grundlagen, Kriterien und Verfahren. 

3. Maßnahmepauschale (§ 7 Abs. 3 LRV): 

Der Maßnahmepauschale zuzuordnende Kostenarten und -bestandteile gern. Anlage 7.5.1: 

♦ Personalkosten des Betreuungspersonals (Pos. 1.2 Kalkulationsblatt Anlage 7.5.1) sind 
der Maßnahmepauschale zu 100 % zugeordnet. 
♦ 
♦ Sachkosten der Betreuung, einschl. medizinischer und therapeutischer Kosten (Pos. 
2.3 Kalkulationsblatt Anlage 7.5.1), sind der Maßnahmepauschale zu 100% 
zugeordnet. Die übrigen Sachkosten (Pos. 2.2, 2.4 und 3. Kalkulationsblatt Anlage 
7.5.1) sind zu 50 % der Maßnahmepauschale zugeordnet. 

♦ Personalkosten des Geschäftsbetriebes und sonstige Personalkosten (Pos. 1.1, 
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1.3 und 1.4 Kalkulationsblatt Anlage 7.5.1) - ohne Personalkosten der Betreuung - 
sind der Maßnahmepauschale zu 50 % zugeordnet. 

Im Übrigen erfolgt die Zuordnung nach den für die jeweiligen Leistungsbereiche ggf. abwei- 
chend vereinbarten Grundlagen, Kriterien und Verfahren. 

Wird die Maßnahmepauschale nach Gruppen differenziert, findet die Zuordnung auf 
Grundlage der für den jeweiligen Leistungsbereich vereinbarten Zuordnung an Zeit oder 
Personal statt. 

4. Investitionsbetrag (§ 7 Abs. 2 und Abs. 3 LRV): 

Bei der Berechnung des Investitionsbetrages finden nachfolgende Zuordnungen und 
Verfahren grundsätzlich Anwendung. 

4.1 Mieten, Pachten, Erbbauzinsen: 

• Mieten für Betriebsgebäude, Betriebsräume, Mitarbeiterwohnungen, technische 
Anlagen und Betriebsausstattung, 

• Pachten für Grundstücke, 
• Erbbauzinsen 

4.2 Fremdkapitalaufwand: 
• Zinsen für Fremdkapital 

4.3 Inventarinstandhaltung und -abschreibung sowie AfA-Spezialgerät: 
• Für Ersatz, Abschreibung und Instandhaltung des Inventars werden jährlich bis zu 12 

% (10 % für Ersatz und Abschreibung, 2 % für Instandhaltung), bei ambulanten 
Einrichtungen bis zu 15 % (12 % für Ersatz und Abschreibung, 3 % für Instandhaltung) 
der Wiederbeschaffungswerte veranschlagt. Für die Abschreibung der zum 
Anlagevermögen gehörende Motorfahrzeuge sowie Spezial- und Sportgeräte können 
bis zu 20 % der An- schaffungskosten angesetzt werden. 

4.4 Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung: 
• Für die Instandhaltung von Gebäuden und Außenanlagen (ohne Gartenpflege und War- 

tung der maschinellen Anlagen) wird ein Betrag in Höhe von 1 % des 
Gebäudewiederbeschaffungswertes, bei über 25 Jahre alten Gebäuden 1,3 % 
angesetzt. Bei Gebäuden mit außergewöhnlicher Abnutzung erhöht sich der Ansatz 
jeweils um 0,3 %. Obliegt dem Träger bei angemieteten oder unentgeltlich 
überlassenen Gebäuden nicht die gesamte bauliche und dekorative Unterhaltung der 
Gebäude und Außenanlagen, so werden die Instandhaltungsaufwendungen 
entsprechend herabgesetzt. Der Instandhaltungsaufwand beinhaltet den 
Personalaufwand für diejenigen Arbeitskräfte, denen übenrt/iegend 
Instandhaltungsaufwendungen obliegen. 

• Zur Berechnung des Wiederbeschaffungswertes wird der Feuerkassenwert des/der 
Gebäude mit der für den Vereinbarungszeitraum vereinbarten Feuerkassen-Richtzahl 
multipliziert. 

4.5 Gebäudeabschreibung: 
Auf den Wiederbeschaffungswert wird die Mindestabschreibung von 1,4 % zzgl. 
Tilgungsanteile bis zur max. Abschreibungsrate von 2,2 % angesetzt. 
Die Mindestabschreibung wird auch angewandt, wenn ein Einrichtungsträger zwar selbst 
nicht Eigentümer eines Gebäudes ist, dieses ihm aber unbefristet oder langfristig zur 
Nutzung überlassen wurde mit der Verpflichtung, die Bausubstanz zu erhalten und 
sämtliche Erneuerungsarbeiten an Gebäuden und technischen Anlagen aus eigenen Mitteln 
durchzuführen. Die Abschreibung mindert sich entsprechend, soweit der Eigentümer einen 
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Teil selbst trägt. 

4.6 Anrechnung von Förderung aus öffentlichen Mitteln: 
Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude. 
Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten 
für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche bzw. umfangreiche Modernisierung (ein- 
schließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis eines 
Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages ge- 
währt werden. Dies bedeutet im Wesentlichen; 

Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus: 
• Ausgleichsfonds des Bundes, 
• Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit, 
• Zuschüsse des Integrationsamts 
• Zuschüsse der FHH (gern. § 23/46 LHO und derWK) 

Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die Sum- 
me aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 T€ angesetzt. 

• Ermittlung der Förderung aus öffentlichen Mitteln: 
Die Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt ge- 
mindert (Laufzeit; 25 Jahre). D.h., es werden ausschließlich Zuschüsse im Zeitraum von 
rückwirkend 25 Jahren berücksichtigt. Der Zeitraum wird in vollen Jahren ab dem Vereinba- 
rungsjahr bzw. bei mehrjährigen Vereinbarungen ab dem ersten Vereinbarungsjahr gerech- 
net. 

• Anrechnungsverfahren: 
Die Summe der Restwerte der anrechenbaren Förderung aus öffentlichen Mitteln wird mit 
1,4 % multipliziert. Das Ergebnis, geteilt durch den vereinbarten Divisor, wird vom Investiti- 
onsbetrag abgezogen. 



Anlage 2 LRV SGB IX Inhalt und Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung 
der Leistungspauschalen und die Merkmale für die Bildung von Hilfebedarfs- 
gruppen / Leistungsstufen 

Inhalt und Kriterien für die Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen, 

die Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf nach § 125 Abs. 2 

SGB IX sowie die Zahl dieser zu bildenden Gruppen 

1. Ermittlung und Zusammensetzung der Leistungspauschalen 

Die Herleitung der Leistungspauschalen ergibt sich je nach Leistungsbereich aus den Anlagen 

5.5.1 bis 5.5.9. 

Im Einzelfall können auch gesondert Leistungen vereinbart werden. 

Das Verfahren zur Ermittlung der Leistungspauschalen und Vergütungen nach Bedarfsgruppen 

erfolgt 

♦ Für die Leistungen der besonderen Wohnformen für geistig, körperlich und sinnesbehinderte 

Menschen mit 4 Leistungsstufen gern. Anlage 5.5.2 

♦ Für die Leistungen der besondere Wohnformen für seelisch behinderte Menschen mit 5 

Bedarfsgruppen gern. Anlage 5.5.3 

♦ Für die Leistungen der Ambulant Betreuten Wohn- und Hausgemeinschaften für geistig, 

körperlich und sinnesbehinderte sowie seelisch behinderte Menschen mit 5 Bedarfsgruppen 

gern. Anlage 5.5.9 

♦ Für die Leistung der ambulanten Sozialpsychiatrie gern. Anlage 5.5.4 

Hiervon abweichende Regelungen bedürfen der gesonderten Vereinbarung. 

2. Merkmale für die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf 

♦ Die Bildung von Gruppen mit vergleichbarem Bedarf erfolgt auf der Grundlage einheitlicher 

und einrichtungsübergreifend anzuwendender Grundlagen, Kriterien und Verfahren durch 

Beschluss der Vertragskommission. 

♦ Die Zuordnung der Leistungsberechtigten in eine Gruppe mit vergleichbarem Bedarf erfolgt 

durch die bewilligende Dienststelle der Trägerin der ErgiederuTgshlfe. 



Anlage 3 LRV SGB IX Mustervereinbamng 

«Muster»^ Vereinbarung nach 

§§123 ff. SGB IX 

zwischen 

der Freien und Hansestadt Hamburg, 
«Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration», 

«Amt für Soziales» als Trägerin der Eingliederungshilfe und 

dem Träger 

«Trägername», 
«Straße», 

«Postleitzahl», «Ort» 

über Leistungen der «Leistungsart» 

durch die Einrichtung / den Dienst 

«Einnchtungsname / Name des Dienstes» 

(nachfolgend: Der Anbieter) 

vom «xx.xx.20xx» 

'Die grau unterlegten Felder sind leistungs- bzw. anbieterbezogen zu konkretisieren oder ggf. zu streichen! 
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Abschnitt I: Allgemeines 

§1 
Gegenstand 

(1) Diese Vereinbarung umfasst die 
Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarung i.S.v. § 125 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB IX. 

(2) Der Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX sowie die Beschlüsse der Vertragskommission finden auf diese Vereinbarung 
unmittelbar Anwendung. Die jeweils gültige Fassung des Landesrahmenvertrags sowie die diese Vereinbarung betreffenden Beschlüsse 
der Vertragskommission werden auf Anforderung durch die vertragsschließende Dienststeile zur Verfügung gestellt. Eine 
Veröffentlichung erfolgt auf der Homepage der BASFI (Infoline). 

(1) Der Anbieter «Anbietemame» erbringt selbständig wirtschaftend, unter ständiger Verantwortung geeigneter, ausgebildeter 
Fachkräfte Leistungen der «Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem II. Kapitel SGB IX». 
(2) Die Leistungen sind in Anlage 1 (Leistungsbeschreibung) auf Grundlage der Leistungsmerkmale gern. § 4 LRV sowie der Anlage 
2 LRV beschrieben, sie werden zwischen dem Träger und den Leistungsberechtigten im Einzelfall nach Maßgabe des § 4 Abs, 1 
vereinbart. 

(1) Das Angebot richtet sich an «volljährige geistig behinderte Menschen», die zum Personenkreis nach §§ 99 ff SGB IX gehören. 
Näheres ist in der Anlage 1 Ziffer 2 (Zielgruppe) geregelt. 
(2) Im Rahmen des in diesem Vertrag vereinbarten Leistungsangebotes ist der Anbieter zum Abschluss von Leistungsverträgen mit 
Leistungsberechtigten verpflichtet. Sollten dem im Einzelfall erhebliche Gründe entgegenstehen, so sind diese von dem Anbieter 
gegenüber der bewilligenden Dienststelle darzulegen. Im Streitfall ist eine Einigung herbeizuführen. 
(3) Erhält der Anbieter im Rahmen der vereinbarten Leistungserbringung Hinweise auf Gefährdungspotentiale bei einem durch ihn 
betreuten Leistungsberechtigten, ist er gehalten, unverzüglich entsprechende Mitteilungen an die bewilligende Dienststelle zu leiten. 

I 
1(3) Der Anbieter erbringt Leistungen für Menschen, die Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe gern. §§ 99 ff, SGB IX 
haben. 

Abschnitt II: Leistungsvereinbarung 

§2 
Leistungsart 

§3 
Personenkreis 
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§4 
Voraussetzungen der Leistungserbringung 

(1) Für die Leistungserbringung durch den Anbieter ist die Bewiliigung der Leistungen im Einzelfail durch die zuständige Dienststeile 
der Trägerin der Eingliederungshiife maßgeblich. 
(2) Mit den Leistungsberechtigten oder ihren Vertretungsberechtigten ist jeweiis ein Leistungsvertrag abzuschiießen. Der Abschluss 
des Vertrages erfolgt zeitnah zu Beginn derMaßnahme. 
(3) Sind Sofortmaßnahmen durchzuführen, hat die Einrichtung die erforderlichen Hilfen nach Zustimmung der bzw, in Abstimmung 
mit der bewilligenden bzw. befürwortenden Dienststelie vorläufig sicherzustellen. Die Hiifepianung ist schnellstmöglich nachzuholen. 
(4) Der Anbieter ist verpflichtet, spätestens «6 Wochen» vor Ablauf der aktuellen Bewilligung einen Sozial-A/erlaufsbericht für 
den jeweiligen Leistungsberechtigten bzw. die jeweilige Leistungsberechtigte der bewilligenden Dienststelle einzureichen. 

I 
§5 

Ziele der Leistungen 

(1) Grundsatz 
Zu Beginn der Leistungserbringung sind mit den Leistungsberechtigten individueile Rehabilitations- und Teilhabeziele und Indikatoren 
auf Grundlage der im Rahmen der Gesamtplanung festgelegten Ziele zu vereinbaren. 
Bei der Zielbildung sind die individuellen Fähigkeiten und Kontextfaktoren zu berücksichtigen. 
(2) Allgemeine Zielsetzung 
Die Ziele der Leistungen bestimmen sich nach den allgemeinen Grundsätzen des Ersten und Zweiten, ggf. des Dritten und Vierten 
Kapitels SGB IX und den Zielsetzungen zu den jeweiligen Leistungsarten nach dem «Sechsten / Achten / Neunten» Kapitel SGB IX, 
die gemäß Anlage 1 Ziffer 3.1 (Ziele der Leistungen) zu konkretisieren sind. 
(3) Zielgruppenspezifische Zielsetzungen 
Auf die Zielgruppe bezogene Konkretisierungen zu den Zielen der Leistungen ergeben sich aus Anlage 1 Ziffer 3.2 (Ziele der Leistungen). 

§6 
Art und Umfang der Leistungen 

(1) Die Leistungserbringung erfolgt in Form von Beratung. Motivierung, Begleitung. Unterstützung, Anleitung, Förderung «, ggf. 
auch Übernahme der beschriebenen Leistungen» gemäß § 2 in Verbindung mit Anlage 1. Dabei wird die eigenständige Lebensführung 
der Leistungsberechtigten gewahrt und gefördert. 
(2) Die Leistungen werden gegenüber dem Personenkreis nach § 3 ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich erbracht. Das Maß 
des Notwendigen wird nicht überschritten. 
(3) «Der Leistungsvereinbarung liegt eine Kapazität von «xx» Plätzen zugrunde. Bei Kapazitätsänderungen ist § 4 Abs. 8 LRV 
nach § 131 Abs. 1 SGB IX vom 01.01.2020 zu beachten.». 
|y) Der Umfang der Leistungen im Einzelfall wird auf der Grundlage der Leistungsbeschreibung gemäß § 2 und der bewilligten 
Pistungen des Einzelfails gemäß § 4 in Verbindung mit dem Gesamtplan nach «§§ 117 ff SGB IX» festgelegt. 
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(5) Die Leistungen umfassen auch die Durchführung aller erforderlichen Verwaltungsaufgaben sowie die Organisation der 
erforderlichen sächlichen und räumlichen Arbeitsmittel einschließlich der Beschaffung und Instandhaltung. 
(6) Sofern Leistungen des Anbieters bei den Leistungsberechtigten regelhaft mit Leistungen anderer Kostenträger Zusammentreffen, 
ist eine vernetzte Leistungserbringung anzustreben. Näheres kann ggf. in Anlage 1 Ziffer 4 (Art und Umfang der Leistung) geregelt 
werden. 

§7 
Personelle Ausstattung und Qualifikation 

(1) Das Betreuungspersonal richtet sich in Art (Qualifikation) und Umfang nach den vereinbarten Leistungen. Hilfs- und angelerntes 
Personal wird nur in dem vereinbarten Umfang tätig. Näheres zur personellen Ausstattung und Qualifikation ist in Anlage 1 Ziffer 5 
(Personelle Ausstattung und Qualifikation) geregelt. Der Einsatz des Betreuungspersonals ist nach Art und Umfang zu dokumentieren. 

B^2) Darüber hinaus kann in dem Umfang, den die Ziele der Leistungen gern. § 5 erfordern, das zur Leistungserbringung erforderliche 
IpPersonal (z.B. anbieterpezifisches Leitungs- und Verwaltungspersonal, anbieterübergreifendes Leitungs- und Verwaltungspersonal, 

Wirtschaftspersonal und sonstiges Personal) beschäftigt werden. 
(3) Die §§1-3 des Gesetzes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (Mindestlohngesetz - MiLoG) finden für die 
Beschäftigungsverhältnisse des Leistungserbringers unmittelbar Anwendung. 

§8 
Räumliche und sächliche Ausstattung 

Die zur Leistungserbringung erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung sowie ggf. die betriebsnotwendigen Anlagen sind in der 
Anlage 1 Ziffer 6 (Räumliche und sächliche Ausstattung) beschrieben. 

§9 
Qualität der Leistungen 

(1) Die Qualität der Leistungen richtet sich nach § 3 LRV und ist in der Anlage 1 Ziffer 7 (Qualität der Leistung) konkretisiert. 
(2) Die Qualität der Leistungen orientiert sich an den fachlichen Zielen (Anlage 1). Sie ergibt sich aus der Eignung der 
Leistungserbringung zur Erreichung der vereinbarten Ziele sowie der hierzu erforderlichen Ressourcen- und Prozessorganisation. 
(3) Grundlagen zur Beurteilung der Qualität der Leistungen sind die gemäß § 2 Abs. 2 und Anlage 1 vereinbarten 
Leistungsmerkmale. 
(4) Maßstäbe und Indikatoren zur Bewertung der Qualität der Leistungen ergeben sich aus dem jeweils angewandten und dem unter 
§ 10 Ziff. 2.1.3 benannten Qualitätssicherungssystems. Die entsprechenden Handlungsbereiche sind in § 10 Ziff. 2.2.2 aufgeführt. 

i 
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§10 
Wirtschaftlichkeit und Qualitätssicherung der Leistungen 

Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit und die Qualitätssicherung der Leistungen 
1. Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit 
Die Wirtschaftlichkeit einer Leistung ist dann gegeben, wenn die Leistung mit dem auf das für die Zielerreichung notwendige Maß 
beschränkten Einsatz personeller und sächlicher Mittel erbracht wird. 
2. Grundsätze und Maßstäbe für die Qualitätssicherung 
2,1 Grundsätze 

^2.1.1 Der Anbieter hat die vereinbarte Qualität in der Betreuung und Versorgung der Leistungsberechtigten zu gewährleisten. Der 
Ä^nbieter hält dazu insbesondere auch Maßnahmen zur Gewaltprävention vor. Er führt präventive Maßnahmen zum Schutz der 
^Leistungsberechtigten vor Gewalt. Misshandlungen und Missbrauch durch und stellt mit geeigneten Mitteln den Schutz der 

Leistungsberechtigten vor Gewalt. Misshandlungen und Missbrauch durch das Personal / Leistungsberechtigte in der Einrichtungsicher. 
2.1.2 Die Maßnahmen zur Qualitätssicherung dienen der Sicherstellung der Qualität der vereinbarten Leistungen, Hierzu 
arbeitet der Anbieter mitZielvereinbarungen. 
2.1.3 Die Qualitätssicherung des Anbieters erfolgt durch das Instrument 

«DIN EN ISO 9000ff.» 
Das fachlich anerkannte Qualitätssicherungs-System ist 
• systematisch und 
• regelmäßig anzuwenden. 
Der Anbieter ist insbesondere verpflichtet. 
• regelmäßig, mindestens jedoch alle 2 Jahre^, Maßnahmen zur Messung der 
Lebensqualität der Leistungsberechtigten (gern. § 14 Abs. 1 Nr. 6 HmbWBG) sowie zur Feststellung der 
Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (gern. § 14 Abs. 2 HmbWBG) sowie 
• Maßnahmen zur Prävention bezüglich Machtmissbrauch und Gewalt durchzuführen 
und 

Ein ständiges Beschwerdemanagement vorzuhalten. 
2,1,4 Der Anbieter soll externe Qualitätssicherung durchführen bzw. sich an Maßnahmen der 
externen Qualitätssicherung beteiligen. 
2.1.5 Die Ergebnisse der Qualitätssicherung sind zu dokumentieren. Die im Rahmen der 
Qualitätssicherung durchgeführten Maßnahmen, deren wesentliche Ergebnisse sowie die hieraus 
abgeleiteten weiteren Maßnahmen sind in einer für die Leistungsberechtigten und die Öffentlichkeit 
geeigneten Form jährlich zu veröffentlichen (z.B, in Gesprächsrunden mit den Leistungsberechtigten, auf 
der Homepage, auf Mitteilungsblättern etc.). 
2.2 Maßstäbe 

Rihaftlichen 
Es wird ein fachlich anerkanntes Qualitätssicherungssystem nach dem Stand der wissen- 
Erkenntnis angewandt. 

2.2.2 Das Qualitätssicherungs-System umfasst insbesondere folgende Bereiche; 

Nach DIN EN ISO 9000ff. 

^ Protokollnotiz: Der 2-Jahres-Rhythmus führt nicht dazu, dass alle 2 Jahre eine Vollerhebung durchzuführen ist. Es muss lediglich sichergestellt sein, 
dass der Zweck der Erhebung, eine Aussage über die Lebensqualität/Zufriedenheit treffen zu können, erreicht wird 
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Kundenorientierung 
Führung 
Engagement von Personen 
Prozessorientierter Ansatz 
Verbesserung 
Faktengestützte Entscheidungsfindung 
Beziehungsmanagement 
2.2.3 Die Qualitätssicherung ist fortlaufender Bestandteil derLeistungsprozesse. 

(1) Grundsätzlich besteht die Vergütung aus einer Leistungspauschale. 

(2) Im Fall des § 134 SGB IX (Minderjährige, Sonderfälle) besteht die Vergüting aus: 
a) Grundpauschale. 
b) Maßnahmepauschale, 
c) Investitionsbetrag. 
Darüber hinaus werden ein Freihaltegeld und ein Betrag für ersparten Aufwand bei vorübergehender Abwesenheit vereinbart. 
Die Höhe der Vergütung für den Vereinbarungszeitraum sowie die Regelungen zum Freihaltegeld nach Abs. 2 sind in Anlage 2 
ausgewiesen. 

(1) Der Inhalt und das Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen nach § 128 SGB IX sowie die 
Grundsätze und Maßstäbe hierfür richten sich nach § 9 LRV sowie der Anlage 6 LRV. 
(2) Der Anbieter ist anhand seines Qualitätssicherungs-Systems in der Lage, die Qualität und Wirksamkeit der Leistungen gemäß 
§ 9 gegenüber der Trägerin der Eingliederungshilfe zu belegen. 
Hierzu wird der Trägerin der Eingliederungshilfe jährlich bis spätestens 31.03. des Folgejahres ein Qualitätssicherungsbericht nach 
Anlage 3 vorgelegt.^ 

Abschnitt III: VeraLitunasvereinbaruna 

I §11 
Inhalt der Vergütung 

§12 
Prüfung der Wirtschaftlichkeit, Qualität und Qualitätssicherung 

Abschnitt IV; Schlussbestimmunaen 

§13 
Vertragsverstöße 

Künftig gilt die Rechtslage nach § 129 SGB IX. 

^Soweit in einzelnen Leistungsbereichen (WfbM) andere übergreifende Regelungen zur Berichterstattung über die Qualität/Qualitätssicherung vereinbart 
sind, finden diese statt des QS-Berichts nach Anlage 3 dieser Vereinbarungen Anwendung. 
* Protokollnotiz: Es besteht Einvernehmen, dass es sich hierbei nicht um ein zusätzliches Tatbestandsmerkmal handelt - der Hinweis auf die „Schädigung 
der Eingliederungshilfeträgerin" dient allein der Klarstellung. 
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§14 
Schlussbestimmungen 

(1) Die Vereinbarung tritt am «xx.xx.20xx» in Kraft und endet am «xx.xx.20xx». Sie kann ganz oder in Teilen mit einer Frist 
von 6 Monaten zum Ende des Vereinbarungszeitraums gekündigt werden. Erfolgt keine Kündigung der Vereinbarung, verlängert sich die 
Laufzeit der Leistungsvereinbarung und der Vereinbarung zum Qualitätssicherungsbericht um jeweils 1 Kalenderjahr. 
Für die Vergütungsvereinbarung gilt § 127 Abs. 4 SGB IX. 
(2) Die Anlagen 1-3 sind Bestandteil dieserVereinbarung. 
(3) Die Geschäftsführung des Anbieters erklärt^ dass der Anbieter nicht nach der Technologie von L. Ron Hubbard geführt wird, und 
dass die Geschäftsleitung die Technologie von L. Ron Hubbard incl. der Besuche von Kursen und Seminaren ablehnt. 
(4) Soweit einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechtsunwirksam sind, wird die Wirksamkeit der übrigen 
^reinbarungsregelungen hiervon nicht berührt. Die Vereinbarungspartner wirken in diesem Fall daraufhin, die rechtsunwirksame Regelung 
^»erzüglich durch eine vergleichbare, rechtswirksame Regelung zu ersetzen. 
(5) Die Möglichkeit einer außerordentlichen Kündigung nach § 130 SGB IX bleibt unberührt. 

Unterschrift  Unterschrift  
Name in Druckbuchstaben:  Name in Druckbuchstaben: 

«Behörde für Arbeit, Soziales. Familie «TrSgemame oder Verband» 
und Integration 

Amt für Soziales 
Abteilung Rehabilitation und Teilhabe» 

Datum. Datum, 

Anlagen 
Anlage 1; Leistungsvereinbarung 
Anlage 2: Vergütungsvereinbarung 
Anlage 3: Qualitätssicherungsbericht 
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Anlage 1 zurVerelnbaruna nach den§§ 123 ff. SGBIX vom «xx.xx.20xx» zwischen der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und «Trägername» 
(hier: Leistungsvereinbarung «Leistungsart, Anbietername, Einrichtungsnummer») 

Leistungsbeschreibung 
und konkretisierende Regelungen zur Beschreibung der Qualität der Leistungen 

Leistungsgrundsätze 
1.1 Inhalt der Maßnahmen sind bei Leistungen zur sozialen Teilhabe die erforderlichen Leistungen zur Unterstützung eines 

möglichst selbstbestimmten Lebens, die unter Sicherstellung des § 104 SGB IX zu erbringen sind. 
Assistenzleistungen umfassen insbesondere Leistungen für (inhaltlich): 

I a) Leistungen für die allgemeinen Erledigungen des Alltags wie die Haushaltsführung, 
b) die persönliche Lebensplanung, 
c) die Teilhabe am gemeinschaftlichen Leben, 
d) die Freizeitgestaltung einschließlich sportlicher Aktivitäten, 
e) die Verständigung mit der Umwelt in diesen Bereichen, 
f) Leistungen an Mütter und Väter mit Behinderung bet der Versorgung und Betreuung ihrer Kinder. 
Die Assistenzleistungen umfassen (strukturell) 
a) die Befähigung der Leistungsberechtigten zu einer eigenständigen Alltagsbewältigung und/oder 
b) die vollständige und teilweise Übernahme von Handlungen zur Alltagsbewältigung sowie die Begleitung der 

Leistungsberechtigten. 
Die Assistenzleistungen zur Befähigung der Leistungsberechtigten zu einer eigenständigen Alltagsbewältigung werden von 
Fachkräften als qualifizierte Assistenz erbracht. Sie umfasst insbesondere Anleitung und Übungen. 

1.2. Inhalt und Ziel der Leistungen im Arbeitsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen 
Leistungsanbieter ergeben sich maßgeblich aus den §§ 58, 219 und 220 SGB IX. Ziel ist somit die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung auf einem ihren Fähigkeiten entsprechenden Arbeitsplatz zu einem ihrer Leistung angemessenen 
Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis sowie Erhalt, Entwicklung, Wiedergewinnung oder Erhöhung der Leistungs- oder 
Erwerbsfähigkeit und die Förderung des Überganges geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Das schließt 
die Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit der Menschen mit Behinderung ein. Die dazu erforderlichen begleitenden 
Maßnahmen umfassen u.a. arbeitspädagogische, arbeitstherapeutische, sonderpädagogische Maßnahmen und 
persönlichkeitsbildende Maßnahmen insbesondere im Zusammenhang mit der Arbeitsplatzgestaltung und den 
Arbeitsabläufen oder der Vermittlung von entsprechenden Kompetenzen und Kuiturtechniken. 

Leistunasart tS21 

Die Maßnahme «Leistungsart» ist eine Leistung der 
«Eingliederungshilfe».«in eigenen/besonderen Wohnformen 
«§§ 77 ff. SGB IX 
^ Benennung des Personenkretses/Zielarupoe (S Z) 

Die Maßnahme richtet sich an «volljährige geistig behinderte Menschen», die zum Personenkreis nach «§§ 99 ff SGB IX» gehören, 
«...» 
^ Ziele der Leistungen tS 51 

4.1 Die grundsätzliche Zielsetzung bestimmt sich nach Maßgabe «der Eingliederungshilfe gemäß 
§§99 ff. SGB IX». 
Ziele der Maßnahme sind «...». 
«...» 
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4.2 Zielgruppenspezifische Zielsetzungen; 
«...>> 

5. Art. Inhalt und Umfang der Leistungen / Leistunosdarstelluna fS 6^ 
Die Leistungen, die zur Unterstützung in den jeweiligen Lebensbereichen erforderlich sind, werden entsprechend des individuellen 
Bedarfes «sowohl als Individual- als auch als Gruppenleistung» erbracht. 
«Die Leistungsbeschreibung ist hier in detaillierter Form aufzunehmen. Die Regelungen gern. Anlage 2 LRV sind zu beachten.» 
Die Leistungsberechtigten werden zur Förderung und Erhaltung ihrer größtmöglichen Selbständigkeit darin unterstützt, die Angebote des 
Sozialraumes zu nutzen. Der Auf- und Ausbau relevanter Netzwerke und die Kooperation mit Hilfeangeboten des Trägers und der Region 
sind integrale Bestandteile der Leistungserbringung. 
Ärztlich verordnete sowie von den Pflegekassen geschuldete Leistungen sind nicht Gegenstand dieses Vertrages. 
^ Personelle Ausstattung und Qualifikation tS 7) 
W Das für die Betreuungsleistungen eingesetzte Personal besteht aus: 

«Pädagogisch ausgebildetem Personal 
Pflegerisch ausgebildetem Personal 
Hauswirtschafllich ausgebildetem Personal 
Hilfs- und angelerntem Personal (Quote: bis zu x %)» 

Für das Betreuungspersonal wird je nach tatsächlicher Leistungsart Personalrelationen in Leistungsstufen oder in anderer geeigneter Form dargestellt 
Die Regelungen nach § 7 sind zu beachten. 

7. Räumliche und sächliche Ausstattung f6 8l 

Die für die Erbringung der Leistungen notwendige Raum - und Sachausstattung wird vorgehalten. Sie besteht aus «...». 

8, Qualität der Leistungen (S 91 

Konkretisierung der Anforderungen an die Qualität der Leistungen gern. § 3 LRV (Leistungsmerkmale): 
Darstellung der konzeptionellen Schwerpunkte (bezogen auf die Qualität der Leistungen) des Anbieters. 
Diese können sich auf Strukturen und/oder Prozesse und/oder Ergebnisse beziehen. Ebenso auf besondere Zielgruppen, die einer 
speziellen Betreuung bedürfen. 

® Soweit die Leistung nicht über Stundensätze finanziert wird (Fachleistungsstunde). 
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Anlage 2 - Übersicht der Typen der Veraütunqsvereinbarunqen 

• Anlage 2 - Vergütung nach Leistungsstufen 

• Anlage 2 - Vergütung durch Maßnahmepauschale 

• Anlage 2 - Vergütung durch Maßnahmepauschale für Einzel- und Gruppenmaßnahme 

• Anlage 2 - Vergütung nach Leistungspauschale bei Hilfeempfängergruppen 
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Anlage^ zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom «xx.xx.20xx» zwischen der Freien und Hansestadt 
Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und«Name Leistungserbringer» 
(hier: Vergütungsvereinbarung Angebotsnummer») 

«Leistungsart, Angebotsname» 
für die Leistunasart «Leistunasart» 

Angebotsnr.: «Nr.» 
Leistungserbringer: «Name» 
Aktenzeichen: «Az» 

1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum 01.xx.20xxbls xx.xx.20xx; 

Leistungsstufen: 
Leistungspauschale/tgl. 
Vergütung/Monat*: 

Euro 
Euro 

’ Leistungsstufe (LS) 0 gilt für Einrichtungen, deren Vergütung nicht nach LS vereinbart wird. 
’ Anzahl Tage/Jahr xx Tage, Faktor zur Berechnung des Monatssatzes: 30,xx 
2. Freihaltegeldregelung* (gilt nur bei § 134 SGB IX): 
* ggf. bitte streichen 
Hinsichtlich der Vergütung bei der Betreuung von Sozialhilfeempfängern in der Einrichtung gilt; 
Wohnt der Bewohner den vollen Monat in der Einrichtung, so ist als Abrechnungsbetrag die Monatsvergütung zugrunde zu legen. Die 
Monatsvergütung ist bei vorübergehender Abwesenheit des Bewohners von mehr als drei Tagen vom ersten Tag der vollen Abwesenheit 
an um den täglich ersparten Aufwand (Euro €=40% der GP) zu kürzen. Bei vorübergehender Abwesenheit bis zu drei Tagen wird die volle 
Vergütung berechnet. Der von der Einrichtung auszuzahlende, ersparte Lebensmittelaufwand beträgt täglich (Euro €). Dabei gilt der Ab- 
und Anreisetag als ein Tag. 

3. Allgemeine Regelungen: 

a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB XII darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler. 
b) Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Hilfeberechtigten zur Deckung dieser 

Vergütung (zuzüglich ggf. des Barbetrages zur persönlichen Verfügung nach § 35 Abs. 2 SGB XII) nicht aus, ist der Seibstzahlersatz 
entsprechend zu senken. Die Regelungen des WBVG bleiben hiervon unberührt. 

c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm wohnenden Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und 
Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 (Besondere 
Regelungen) ausdrücklich vereinbart. 

d) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in diesem Schreiben genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese 
unter Ziffer 4 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich 
zugelassen sind (z.B. Barbetrag zur persönlichen Verfügung). 
Wird die/der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des 
Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen. 

f) Der Tag des Einzugs und der Tag des Auszugs gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach dem Auszug aus der Einrichtung bzw nach 
dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt. 
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4. Besondere Regelungen: 
« » 

Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis. 

Unterschrift. Unterschrift. 

» 

Name in Druckbuchstaben;  
«Behörde für Arbeit, Soziales, Familie 

und Integration 
Amt für Soziales 

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe» 
Datum. 

Name in Druckbuchstaben:  
«TrSgemame oder Verband» 

Datum. 
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Anlage_2 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom «xx.xx.20xx» zwischen der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und«Name LcistLngsefbrTigei» 
(hier: Vergütungsvereinbarung Angebotsnummer») 

«Leistungsart, Angebotsname» 
für die Leistunasart «Leistunasart» 

Angebotsnr.: «Nr» 
Leistungserbringer: «Name» 
Aktenzeichen: «Az» 

1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum 01 .xx.20xx bis xx.xx.20xx; 

I 

* Anzahl Betriebstage: xx Tage/Jahr; Faktor zur Berechnung des Monatssatzes: xx,xx 

Leistungspauschale/tgl. 
SUMME tgl. GesamtvergUtung -Abrechnungsbetrag»  
Vergütung/Monat*: 

2. Allgemeine Regelungen: 

a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für 
Selbstzahler. 

b) Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung verlangt und reicht das Einkommen eines Hilfeberechtigten zur Deckung dieser 
Vergütung (zuzüglich ggf. des Barbelrages zur persönlichen Verfügung nach § 35 Abs. 2 SGB XII) nicht aus, ist der 
Seibstzahlersatz entsprechend zu senken. Die Regelungen des Heimgesetzes bleiben hiervon unberührt. 

c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und 
Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu veriangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 4 
(Besondere Regeiun gen) ausdrücklich vereinbart. 

d) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in diesem Schreiben genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese 
unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle Im Einzelfall ausdrücklich 
zugelassensind. 

» 
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e) Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während des 
Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen. 

f) Der Tag der Aufnahme und der Tag der Entlassung gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach der Entlassung aus der Einrichtung 
bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt. 

3. Besondere Regelungen: 
« » 

1^ für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis. 

Unterschrift. Unterschrift. 
ame In Druckbuchstaben;  

«Behörde für Arbeit. Soziales. Familie und 
Integration Amt für Soziales 

Abteilung Rehabilitation und Teilhabe» 

.Name In Druckbuchstaben:  
iTrSgername oder Verband» 

Datum. Datum. 
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Anlage 2 zur Vereinbarung nach den ^123 ff. SGB IX vom «xx.xx.20xx» zwischen der Freien und Hansestadt 
Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und «Name Leistungserbringer» 
(hier: Vergütungsvereinbarung Angebotsnummer») 

«Leistungsart, Angebotsname» 
für die Leistungsart «Leistunasafl» 

Angebotsnr.: «Nr» 
Leistungserbringer: «Name» 
Aktenzeichen: «Az» 
1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum 01.xx.20xx bisxx.xx.20xx; 

Leistungspauschalen:* 
jj^ Einzelmaßnahme: 
Ir Gruppenmaßnahme: 
** Gegebenenfalls näher zu eriäuteml 
* Für den Einrichtungstyp: «PBW» gilt: 
Wegezeiten sind in der Maßnahmepauschale enthalten. 
2. Allgemeine Regelungen: 

a) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als für Selbstzahler. 
b) Der Träger der Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten, seinen unterhaltspflichtigen 

Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in Ziffer 3 (Besondere 
Regelungen) ausdrücklich vereinbart. 

c) Zuschläge und Nebenleistungen zu den in diesem Schreiben genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese 
unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich 
zugelassensind. 

d) Rechnungen sind, mit schriftlicher Bestätigung über den Erhalt der abgerechneten Leistungen, bis zu 3 Wochen nach Monatsschluss 
bei der bewilligenden Sozialdienststelle einzureichen. Die bewilligenden Dienststellen werden die Rechungen bis 3 Wochen nach 
Rechnungseingang anweisen. 

e) Der Träger der Einrichtung ist verpflichtet, von den bewilligenden Dienststellen festgesetzte Eigenantelle einzuziehen. 
3. Besondere Regelungen: 
« .» 

Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten dieses Schreiben zur Kenntnis. 

00.00 € 
0,00 € je Betreuungseinheit/Stunde, *" 

Unterschrift. Unterschrift. 
ame in Druckbuchstaben:. 

«Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration 

Amt für Soziales 
Abteilung Rehabilitation und Teilhabe» 

ame in Druckbuchstaben:  
'Trägername oder Verband» 

Datum. Datum. 
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Anlage 3 LRVSGBIX 

Anlage 2 zur Vereinbarung nach den §§123 ff. SGBIX vom «xx.xx.20xx» zwischen der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration und «Name Leistungserbringer» 
(hier: Vergütungsvereinbarung Angebotssnummer») 

«Leistungsart, Angebotsname» 
für die Leistunosart «Lefstunasart» 

Angebotssnr.: «Nn» 
Leistungserbringer: «Name» 
Aktenzeichen: «Az» 
1. Die Vergütung beträgt für den Zeitraum 01 .xx.20xx bis xx.xx.20xx: 

.eistungspauschale: 
Leistungspauschale/tgl. VergUtung/Monat*: 

* Anzahl Tage/Jahr' xx Tage. Faktor zur Berechnung des Monatssatzes: 30,xx 
2. Allgemeine Regelungen: 
a) Wird der Leistungsberechtigte den vollen Monat in der Wohngemeinschaft betreut, so ist als Abrechnungsbetrag die 

Monatsvergütung zugrunde zu legen. 
b) Die Vergütung für Leistungen an Leistungsberechtigte nach SGB IX darf bei gleicher Leistung nicht höher sein als fürSelbstzahler. 
c) Die Einrichtung verpflichtet sich, von den bei ihm betreuten Leistungsberechtigten nach SGB IX, deren unterhaltspflichtigen 

Angehörigen und Dritten keine höheren Vergütungen als die vereinbarten oder Zuschläge zu verlangen, es sei denn, diese sind in 
Ziffer 3 (Besondere Regelungen) ausdrücklich vereinbart, 

d) Zuschläge und Nebenlelstungen zu den in dieser Vereinbarung genannten Vergütungen dürfen nur berechnet werden, wenn diese 
unter Ziffer 3 (Besondere Regelungen) aufgeführt oder in der Bewilligung der Sozialdienststelle im Einzelfall ausdrücklich 
zugelassensind. 

e) Wird der Leistungsberechtigte im Laufe des Monats in die Wohngemeinschaft aufgenommen, entlassen oder verstirbt er während 
des Monats, so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu legen. 

f) Der Tag der Aufnahme und der Tag der Entlassung gelten als je ein Tag. Für die Zeit nach der Entlassung aus der 
Wohngemeinschaft bzw. nach dem Todestag des Betreuten wird keine Vergütung mehr gezahlt. 

g) Der Träger der Einrichtung ist verpflichtet, von den bewilligenden Dienststellen festgesetzte Eigenanteile einzuziehen. 
3. Besondere Regelungen: 

« » 

Die für die Bewilligung und die Abrechnung zuständigen Dienststellen erhalten diese Anlage zur Kenntnis. 

Unterschrift. Unterschrift. 

Name in Druckbuchstaben; 
«Behörde für Arbeit, Soziales, 

Familie und Integration 
Amt für Soziales 

Abteilung Rehabilitation und Teiihabe» 

Name in Druckbuchstaben: 
«Tragername oder Verband» 

Datum. 
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Anlage 3 LRVSGBIX 

Anlage 3 zur Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX vom «xx.xx.20xx» zwischen der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbiet, Soziales, Familie und Integration und «Trägername» 
(«Leistungsart, Anbietername, Einrichtungsnummer») 

1. Anforderungen an den Qualitätssicherungsbericht 

I. Grundsätzliche Anforderungen an die Berichterstattung 
Der Anbieter stellt die Ergebnisse seiner Qualitätssicherung sowie die daraus abgeleiteten Schritte der zuständigen Trägerin der 
Eingliederungshilfe jährlich bis spätestens 31.05. des Folgejahres anhand des Qualitätssicherungsberichts gemäß Ziffer 2 
(Qualitätssicherungsbericht) dar. 
a) Strukturqualität: 
"Bezüglich der Strukturqualität sind die gesetzlichen Bestimmungen (z.B. nach dem Hamburgischen Wohn- und 
Betreuungsquaiitätsgesetz und den dazugehörigen Verordnungen) einzuhalten. 

b) Prozessqualität: 
Der Anbieter berichtet zu den unter § 10 Ziff. 2.2.2 genannten Qualitätsprinzipien insbesondere zu den Verfahrensrichtlinien und 
Ergebnissen bezüglich der folgenden Prozesse: 

Eingangsmanagement 
Hilfeplanung 
Küentenbezogene Veränderungsprozesse (Information, Beteiligung) 
Berichterstattung zur Qualität nach § 10 Ziff. 2.1.5 

c) Eraebnisqualität: 
Ergebnisse der Befragungen und des Beschwerdemanagements gernäß § 10 Ziffer2,1.3 
Ergebnisse der Zielerreichung der Leistungserbringung (Wirksamkeit) auf Unternehemensebene (z.B. Soil- Ist-Vergleich, 
Stärken-Schwächen-Analyse) 

II. Weitere Anforderungen an die Berichterstattung 
Für Anbieter aus dem Bereich der Eingliederungshilfe für Suchtkranke sind die Teilnahme an der Basisdatenkommunikation (BADO) und 
der mit der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz vereinbarte Qualitätssicherungsbericht verpflichtend. 
Jährliche standardisierte Kundenbefragung zur Zufriedenheit der Leistungsberechtigten sowie Dokumentation der daraus resultierenden 
aggregierten Daten. 
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Anlage 3 LRV SGB IX 

 1. Qualitätssicherungsbericht (QSB) 
äger: 

irichtszeitraum: 01.01. -31.12. 

igewandtes QS-System nach § 10 Ziff. 2.1.3: 

|Leistungsart( 

76 ff SGB IX 

irichtunesnummer 

tenzeichen 

AWG 
psych GWU HFbK HPL PBW SBS TaFö WA 

WG 
(ehemals 

stat.) 

WG 
- - tJsyeh 
(ehemals 

stat.) 

□ 

j folgenden Angaben beziehen sich auf sämtliche im o.g. Berichtszeitraum vom Träger betreuten Klienten (d.h. inkl. der Leistungsberechtigten von auswärtigen Kostenträgern und 
;l. Selbstzahlern) 

zahl 
stungsberechtigte 

zahl Betreuungs- 
rsonal (in VZÄ^) 

:hkraft-Quote^ i 
 L 

VZA VZA VZA VZA VZA VZA VZA VZA 

Kommentiert [HJl]: VK-Abstimmung der Begrifflichkeiten 
zum späteren Zeitpunkt. Übernahme der bestehenden 
Bezeichnungen, soweit sie in den Katalog des § 76 Abs. 2 
SGB IX eingeordnet werden können 

ZÄ = Vollzeitäquivalenten -> Wert gibt an, wie viele Vollzeitstellen sich rechnerisch bei einer gemischten Personalbelegung mit Teilzeitbeschäftigten ergeben 
äChkraft-Quote = Anteil der Fachkräfte an obenstehender Anzahl Betreuungs-Personal -> Angabe in %. 
chkraft“ dreijährige Ausbildung/Bachelor/Studium in bestimmten Berufen (siehe § 5 Abs. 4 WBPersVO (Wohn- und Betreuungspersonalverordnung)) 



Anlage 3 LRV SGB IX 

^lichkeit zur Vorbemerkung des Trägers: 

b es im Berichtsjahr beim Träger Besonderheiten, die Auswirkungen auf die Qualitätssicherung bzw. die Berichterstattung haben?) 

A) Qualitäts-MATRIX 

gende Angaben sind bei der Darstellung der nachfolgenden QS-Kriterien zu berücksichtigen: 

- Ergebnisse zum Beschwerdemanagement gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 sowie zu den Schulungen und Schulungsinhalten (jährlich) 
- Ergebnisse zu Präventionsmaßnahmen bezüglich Machtmissbraüch ünd Gewalt gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (jährlich) 
- Ergebnisse aüs Befragüngen gemäß § 10 Ziff. 2.1.3 (alle 2 Jahre) 

gende Kriterien sind nur aufzuführen, wenn im Berichtsjahr tatsächlich Maßnahmen hierzu durchgeführt wurden, 
ene relevante Kriterien sind zu ergänzen. 

Eingangsmanagement 
Hilfeplanung 
Klientenbezogene Veränderungsprozesse (Information, Beteiligung) 
Berichterstattung zur Qualität nach § 10 Ziff. 2.1.5 
Präventive Maßnahmen zum Bsp. Gesundheit/Hygiene 



Anlage 3 LRV SGB IX 

Kriterium nach QS-System 
Maßnahmen im 
Berichtszeitraum 

Maßstab / Kriterien der 
Bewertung (ergeben sich aus 
dem jeweiligen QS-System) 

Ergebnisse der Maßnahmen 
Aus den Ergebnissen 

abgeleitete Maßnahmen 

eiche, in denen der Träger Verbesserungspotential sieht: 

jgnante Zusammenfassung, in welchen Bereichen die Qualitätssicherung ergeben hat, dass es noch Verbesserungspotenziale gibt. Hierauf ist im kommenden Jahr ein 
londeres Augenmerk zu legen. Die hier benannten Baustellen sind im folgenden QSB in der Matrix aufzuführen.) 

eiche, in denen der Träger besondere Stärken hat: 

D sieht sich der Träger gegenüber anderen Anbietern als besonders gut bzw. leistungsstark?) 



Anlage 3 LRV SGB IX 

B) Ausgewählte Indikatoren zur Ergebnisqualltät 

ebnisse der Zielerreichuna der Leistunaserbrinauna auf Unternehmensebene: 

ch die Abgabe dieses QSB bestätigt der Träger, dass er mit individueiien Zielvereinbarungen arbeitet: 

Operationalisierung der Zieie aus dem Gesamtplan 
kurz- bzw. max. mittelfristige Zielsetzungen 
Vereinbarung konkreter Zwischenschritte 
Dokumentation im Einzelfall 

;ahl der Fälle, in denen dies nicht möglich war; 

iründung: 

Datum/Unterschrift 



Anlage 4 LRV SGB IX Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen 

Inhalt und Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen 
gern. § 9 LRV 

I. Inhalt von Wirtschaftlichkeits- undQualitätsprüfungen 

1. Gegenstand der Prüfung ist die Qualität einschließlich der Wirksamkeit der vereinbarten 
Leistungen des Leistungserbringers. 

2. Zur Prüfung der Qualität und Wirksamkeit werden insbesondere die in den Leistungsverein- 
barungen vereinbarten wirkungsbezogenen Daten und Kennzahlen herangezogen. Daten 
und Kennzahlen, die die Wirksamkeit der Leistung im Interesse der Leistungsberechtigten 
betrachten, stehen grundsätzlich immer im Mittelpunkt einer allgemeinen Wirksamkeitsbe- 
trachtung. 

3. Soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass ein Leistungserbringer seine ver- 
traglichen oder gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt, kann auch die Wirtschaftlichkeit der ver- 
einbarten Leistung Prüfgegenstand sein. 

4. Bei einer Wirtschaftlichkeits- und/oder Qualitätsprüfung wird die Einhaltung der mit dem 
Leistungserbringer vereinbarten Grundsätze und Maßstäbe für die Wirtschaftlichkeit und 
Qualität zugrunde gelegt. 

5. Grundlage der Prüfung sind alle Unterlagen und Dokumentationen, die für die Durchfüh- 
rung der Prüfung notwendig sind und sich aus dem Prüfauftrag ableiten lassen. Die Prü- 
fung kann auch die Befragung der Leistungsberechtigten und der Beteiligten vor Qrt so- 
wie Inaugenscheinnahme umfassen. Das Einverständnis der betroffenen Leistungs- be- 
rechtigten wird vorher eingeholt. 

6. Ziel der Prüfung ist, je nach Prüfauftrag, festzustellen, 

♦ ob die vereinbarte Leistung in der vereinbarten Qualität einschließlich der Wirksamkeit er- 
bracht wird und/oder 

♦ ob die Leistung entsprechend der Vereinbarung wirtschaftlich erbracht 
wird. 

II. Verfahren zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen 

1. Die Prüfung erfolgt nach Maßgabe des § 9 Landesrahmenvertrag. Im Prüfauftrag sind 
der Prüfgegenstand und der Prüfungszeitraum festzulegen. Bei Wirtschaftlichkeitsprü- 
fungen sind die tatsächlichen Anhaltspunkte dafür, dass der Leistungserbringer seine 
vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt, konkret zu benennen. 

2. Zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen beauftragt die Träge- 
rin der Eingliederungshilfe externe Sachverständige oder geeignete Dienststellen der 
FHH mit der Prüfung. 

3. Der Prüfauftrag kann sich auf einzelne oder mehrere Tatbestände beziehen; er kann sich 
ferner auf Teile der Leistung oder auf die Leistung insgesamt erstrecken. 

4. Für die Prüfung und Feststellung der Wirtschaftlichkeit der tatsächlichen Leistungser- 
bringung sind die für die wirtschaftliche Betriebsführung erforderlichen und geeigneten 
Unterlagen vorzulegen. Flierzu gehören insbesondere Unterlagen, die einen Rück- 
schluss auf das wirtschaftliche Ergebnis in Bezug auf die vereinbarte und erbrachte 
Leistung sowie die hierfür gezahlte Vergütung ermöglichen. 



Anlage 4 LRV SGB IX Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen 

5. Die Trägerin der Eingliederungshilfe teilt dem Leistungserbringer und seinem Verband 
schriftlich den Prüfauftrag sowie die Person des Prüfers mit. Dies gilt nicht für Prüfungen 
nach Ziffer 6. Der Leistungserbringer ermöglicht die Prüfung sowie den Zugang zu den 
Räumen der Einrichtung oder des Dienstes und wirkt an ihr mit. Der Leistungserbringer 
benennt mindestens eine auskunftsberechtigte Person, die an der Prüfung mitwirkt. Der 
Leistungserbringer ist verpflichtet, der Trägerin der Eingliederungshilfe auf Verlangen die 
für die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. Einzelhei- 
ten zur Abwicklung der Prüfung werden zwischen dem Prüfer und dem Leistungserbrin- 
ger abgesprochen. 

6. Bei Gefahr im Verzug (insbesondere bei Hinweisen auf Personenschäden, gravierende 
Leistungsmängel, Entzug der Betriebserlaubnis nach dem Wohn- und Betreuungsgesetz 
oder bei Abrechnung nicht erbrachter Leistungen) erfolgt die Prüfung in Abstimmung mit 
der Wohn-Pflege-Aufsicht auch ohne vorherige Anmeldung. 

7. Die an der Prüfung Beteiligten sind nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zur 
Verschwiegenheit verpflichtet und haben die Datenschutzbestimmungen einzuhalten. Die 
vorgelegten Unterlagen dürfen ausschließlich für die Zwecke der Wirtschaftlichkeits- und 
Qualitätsprüfung gern. § 125 Abs. 1 SGB IX genutzt werden. Sie dürfen anderen Stellen 
nicht zugänglich gemacht werden, insbesondere sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnis- 
se zu wahren. 

8. Der Leistungserbringer wird vor Erstellung des Prüfberichtes in einem Abschlussge- 
spräch vom Prüfer über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung informiert und erhält 
ausreichend Gelegenheit zur Stellungnahme. Der Leistungserbringer kann seinen Ver- 
band auch zu dem Abschlussgespräch hinzuziehen. 

9. Über die durchgeführte Prüfung ist ein Prüfbericht zu erstellen. Dieser beinhaltet: 

• den Prüfauftrag; 

• die Vorgehensweise bei derPrüfung; 

• die vorgelegten Unterlagen; 

• die Einzelergebnisse der Prüfung, bezogen auf die Prüfgegenstände; 

• die Gesamtbeurteilung; 

• ggf. Empfehlungen zur Umsetzung der Prüffeststellungen. 

Der Prüfbericht wird zeitnah nach dem Abschlussgespräch der Trägerin der Eingliede- 
rungshilfe und dem Leistungserbringer vorgelegt. Soweit der Verband an der Prüfung be- 
teiligt ist, wird der Prüfbericht auch dem Verband zugesandt. 

Vom Prüfbericht abweichende Stellungnahmen des Leistungserbringers werden als An- 
lage dem Prüfbericht beigefügt. Sie sind innerhalb von 4 Wochen nach Zugang des Prüf- 
berichtes dem Prüfer schriftlich mitzuteilen. 

10. Die im Ergebnis der Prüfung festgestellten Qualitätsmängel der Leistungen sollen unver- 
züglich behoben werden, sofern nicht ausnahmsweise angezeigt ist, die Feststellung in 
der Folgevereinbarung zu berücksichtigen. 

11. Aus den Prüfergebnissen sich ergebende Maßnahmen und Indikatoren zur Sicherung der 
Qualität und Wirtschaftlichkeit der Leistungen sind in den nachfolgenden Vereinbarungen 
nach § 125 Abs. 1 SGB IX zu berücksichtigen. 
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Allgemeine Verfahrensvereinbarung 
zum Landesrahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX (AVV) 

1. Allgemeine Regelungen 

Geltungsbereich 

Die Allgemeine Verfahrensvereinbarung zum Landesrahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX 
(AW) regelt das Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX. 
Sie findet Anwendung für die Vereinbarungen, die zwischen der Freien und Hansestadt Ham- 
burg als die Trägerin der Eingliederungshilfe und den Leistungserbringern oder ihrer Verbände 
gemäß § 1 des Landesrahmenvertrages geschlossen werden. 
Die Vertragspartner des Landesrahmenvertrages können die Anwendung anderer Verfahrens- 
regelungen bestimmen, soweit dies durch die Besonderheit der Leistung, durch Rechtsvor- 
schriften oder bei Vereinbarung einrichtungsübergreifender Pauschalen geboten ist. 

2. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX 
bei erstmaligem Angebot 

2.1 Form und Inhalt des Angebotes 

Der Leistungserbringer, der den Abschluss einer Vereinbarung nach den §§ 123 ff. SGB IX be- 
absichtigt, legt der Trägerin der Eingliederungshilfe ein entsprechendes Angebot schriftlich vor. 
Das Angebot enthält konkrete Angaben zu den Leistungs- undVergütungsvereinbarungen - 
Grundlage ist die Allgemeine Mustervereinbarung in der jeweils aktuellen Fassung (Anlage 3 
LRV). 

Dem Angebot sind folgende ergänzende Unterlagen beizufügen: 

• Allgemeine Angaben: 
Strukturblatt (Anlage 5.1 LRV) 

• Leistungsvereinbarung: 
Leistungsbeschreibung gemäß Anlage 5.2 LRV bzw. gemäß Musterleistungsvereinbarung zu 
den zu vereinbarenden Leistungen. 
Konzeption des Leistungserbringers bezüglich der zu vereinbarenden Leistungen (zur Kenntnis- 
nahme). 

• Vergütungsvereinbarung: 
Kalkulationsblatt (Anlagen 5.5.1 ff LRV) 

• Qualitätssicherungsbericht: 
Beschreibung der Maßnahmen zur Sicherung der Qualität und Wirtschaftlichkeit gern. § 9 LRV 
und § 10 Allgemeine Mustervereinbarung (Anlage 3 LRV MV Anlage 3) 



2. 2 Prüfung des Angebotes 

2.2.1 Die Trägerin der Eingliederungshilfe bestätigt den Eingang des Angebotes unver- 
züglich schriftlich. Soweit die notwendigen Unterlagen nach Ziffer 2.1 nicht vollstän- 
dig beigefügt sind, wird der Leistungserbringer mit der Eingangsbestätigung auf die 
Einreichung der noch fehlenden Unterlagen hingewiesen. 

2.2.2 Die Verhandlungen werden unverzüglich nach Vorliegen der Unterlagen gemäß 
Punkt 2.1 aufgenommen und sollen binnen 6 Wochen zu einem Ergebnis führen. 

2.2.3 Lehnt die Trägerin der Eingliederungshilfe das Angebot ab oder führen die Ver- 
handlungen nicht zu einem Ergebnis, teilt sie dies dem Leistungserbringer unter 
Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich mit. Bei Annahme des Angebotes leitet 
sie unverzüglich das Unterschriftsverfahren ein. 

3. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX bei 
Änderung von Leistungs-, Vergütungsvereinbarung 

3.1 Änderung der bestehenden Vereinbarungen 

Beabsichtigte Änderungen der bestehenden Leistungs- und Vergütungsvereinbarung wer- 
den in der Regel 6 Monate vor Ablauf der Laufzeit der Vereinbarung dem anderen Ver- 
tragspartner, unter Angabe der Gegenstände über die verhandelt werden soll, mit einem 
Angebot schriftlich mitgeteilt. Die Kündigungsfrist der Leistungsvereinbarung beträgt in die- 
sen Fällen - abweichend zu § 3 Abs. 4 Landesrahmenvertrag - 3 Monate zum Ende des 
Vereinbarungszeitraums. 

Die Aufforderung zur Verhandlung über eine Vergütungsvereinbarung für den Folgezeit- 
raum ist an keine Frist gebunden. 

3.2 Form und Inhalt des Angebotes: 

Es sind folgende Unterlagen beizufügen: 

• Beschreibung der geplanten Änderung. 
• Aktuelles Kalkulationsblatt gern. Anlagen 5.5.1 ff. sofern die Änderung durch Leis- 

tungserbringer gewünscht wird. 
• Wenn durch den Leistungserbringer eine Erhöhung der Vergütung verlangt wird und 

die begehrte Vergütung im externen Vergleich über dem Unteren Drittel der Vergütun- 
gen vergleichbarer Leistungserbringer liegt, ist auf Änforderung der Trägerin der Ein- 
gliederungshilfe die Notwendigkeit der Erhöhung nachvollziehbar durch Darlegung und 
Bezifferung der voraussichtlichen Gestehungskosten zu begründen. Kalkulationsunter- 
lagen können auch die auf die Leistungsvereinbarung bezogenen Betriebsergebnis- 
rechnungen des letzten Geschäftsjahres sein. 

• Qualitätssicherungsbericht des Vorjahres, sofern er noch nicht vorliegt. 

3.3 Verfahren 

3.3.1 Der Eingang des Angebotes wird unverzüglich schriftlich bestätigt. Soweit die Un- 
terlagen gern. Ziffer 3.2 nicht vollständig beigefügt sind, wird mit der Eingangsbe- 
stätigung unter Fristsetzung auf die Einreichung der noch fehlenden Unterlagen 
hingewiesen. 



3.3.2 Die Verhandlungen werden unverzüglich nach Vorlage der Unterlagen gemäß 
Punkt 3.2 aufgenommen. Über die Inhalte der Leistungs- und Vergütungsvereinba- 
rung soll spätestens 6 Wochen vor Ablauf der Laufzeit der Vereinbarung Einver- 
nehmen hergestellt werden. Die Trägerin der Eingliederungshilfe leitet bei Annah- 
me des Angebots unverzüglich das Unterschriftsverfahren ein. 

3.3.3 Mit dem Antrag auf Einzelverhandlung nach Ziffer 3 scheidet eine Teilnahme am 
Verfahren der pauschalen Anpassung nach Ziffer 4 aus. Dem steht nicht entgegen, 
im Ergebnis der Verhandlungen nach Ziffer 3 eine Erhöhung der Vergütung in Höhe 
der Anpassungsrate nach Ziffer 4 zu vereinbaren. 

4. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen nach den §§ 123 ff. SGB IX zur 
Anpassung der Vergütung 

Grundsatz: 
Die Vertragspartner des Landesrahmenvertrages verständigen sich in der Vertragskom- 
mission rechtzeitig vor Ablauf der allgemeinen Laufzeit der Vereinbarungen über die Rah- 
menbedingunen der Verhandlungen sowie über Art und Höhe einer Anpassung der Vergü- 
tung. 
Bei Anpassung der Vergütungen für die nachfolgende Laufzeit der Vereinbarungen sind 
ggf. die Regelungen nach § 7 Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) zu beachten. 

Dieses Verfahren findet nur Anwendung bei unveränderter Fortgeltung der Leistungsver- 
einbarung, es sei denn, die Regelungen müssen aufgrund gesetzlicher Änderungen ange- 
passt werden. 

4.1 Form und Inhalt des Angebotes 

Die Inanspruchnahme dieses Verfahrens wird der Trägerin der Eingliederungshilfe spätes- 
tens 4 Wochen nach Beschluss der Vertragskommission über die Anpassung mit der Er- 
klärung, dass die Leistungsvereinbarung unverändert fortgelten soll, schriftlich mitgeteilt. 
Der Mittelung sind die nach dem vereinbarten Verfahren erforderlichen Unterlagen beizu- 
fügen. Die Anwendung dieses Verfahrens setzt voraus, dass der jeweils aktuelle Qualitäts- 
sicherungsbericht des Leistungserbringers der Trägerin der Eingliederungshilfe vorliegt. 

4.2 Verfahren 

4.2.1 Der Eingang des Angebotes des Leistungserbringers oder des Verbandes im Auf- 
trag von Leistungserbringern (Listenverfahren) wird unverzüglich schriftlich bestä- 
tigt. Soweit die notwendigen Unterlagen gern. Ziffer 4.1 nicht vollständig beigefügt 
sind, wird mit der Eingangsbestätigung auf die Einreichung der noch fehlenden Un- 
terlagen hingewiesen. 

4.2.2 Das Angebot wird geprüft. Ergibt die Prüfung, dass das Angebot nicht der verein- 
barten Anpassung entspricht, wird der Leistungserbringer oder der Verband über 
die Abweichung informiert und erhält Gelegenheit zur Korrektur des Angebotes. 

4.2.3 Der Trägerin der Eingliederungshilfe leitet binnen 6 Wochen nach Eingang der voll- 
ständigen und gegebenenfalls nach Ziffer 4.2.2 korrigierten Unterlagen das Unter- 
schriftsverfahren ein. 



Werden die nach Ziffer 4.1 bzw. 4.2.1 erforderlichen Unterlagen bzw. die nach Ziffer 4.2.2 
korrigierten Unterlagen erst nach Ende des laufenden Vereinbarungszeitraums vollständig 
eingereicht, erfolgt die Anpassung der Vergütung frühestens zu Beginn des Monats, in 
dem die Unterlagen vollständig vorliegen. 

5. Weitere Regelungen 

5.1 Selbstzahler 

Wird von Selbstzahlern eine höhere Vergütung als von Sozialhilfeberechtigten verlangt und 
reicht das Einkommen zur Deckung dieser Vergütung (zuzüglich ggf. des Weiteren not- 
wendigen Lebensunterhalts nach § 27b Abs. 2 SGB XII) nicht aus, ist der Selbstzahlersatz 
entsprechend zu senken. 
Die Regelungen des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG) bleiben hiervon un- 
berührt. 

5.2 Andere Vergütungen und Leistungen 

5.2.1 Der Leistungserbringer verpflichtet sich, von den bei ihm wohnenden bzw. betreu- 
ten Leistungsberechtigten, deren unterhaltspflichtigen Angehörigen und Dritten kei- 
ne höheren Vergütungen als die mit der Trägerin der Eingliederungshilfe vereinbar- 
ten zu verlangen. 

5.2.2 Andere Leistungen dürfen bei Leistungsberechtigten des Kapitels 3. bzw. 4 SGB XII 
und des Kapitels 2 SGB II nur berechnet werden, wenn diese gesondert zwischen 
der Trägerin der Eingliederungshilfe und dem Leistungserbringer vereinbart sind. 

5.3 Aufnahme- und Entlassungstag 

5.3.1 Ist eine monatliche Vergütung vereinbart und werden die Leistungsberechtigten im 
Laufe des Monats in die Einrichtung aufgenommen, entlassen oder versterben, 
so ist für die Abrechnung der Vergütung die tägliche Gesamtvergütung zugrunde zu 
legen. 

5.3.2 Der Einzugs-ZAufnahmetag und der Auszugs-ZEntlassungstag gelten als je ein Tag. 

5.3.3 Für die Zeit nach dem Auszug bzw. der Entlassung aus der Einrichtung bzw. nach 
dem Todestag des Betreuten wird durch die Trägerin der Eingliederungshilfe keine 
Vergütung mehr gezahlt. 

5.4 Freihaltegeld und Freihaltegeldabzugsbetrag 

5.4.1 Soweit vereinbart, wird in stationären und teilstationären Einrichtungen nach § 134 
SGB IX bei vorübergehender Abwesenheit eines Leistungsberechtigten bis zu drei 
Tagen einschl. der Ab- und Anreisetage die Vergütung in voller Flöhe weitergezahlt. 
Der Leistungserbringer verpflegt den Bewohner nach dessen Wahl während dieser 
Zeit oder zahlt ihm den ersparten Lebensmittelaufwand aus, für die Auszahlung gel- 
ten der Ab- und Anreisetag als ein Tag. Diese Regelung findet bei Abwesenheit 
wegen einer Krankenhausbehandlung oder einer Kur- oder Rehabilitationsmaß- 
nahme keine Anwendung. 

5.4.2 Soweit vereinbart wird in stationären und teilstationären Einrichtungen bei vorüber- 
gehender Abwesenheit von mehr als drei Tagen für die vollen Abwesenheitstage 
ein Freihaltegeld gezahlt, wenn der Platz während dieses Zeitraumes freigehalten 
wird. Für den Ab- und Anreisetag wird die volle Vergütung gezahlt. 

Das Freihaltegeld beträgt 60 % der Grundpauschale. Die Maßnahmepauschale und 
der Investitionsbetrag werden in voller Flöhe weitergezahlt. 



5.4.3 Freihaltegeld kann innerhalb eines Kalenderjahres gezahlt werden für längstens: 
• 42 Tage bei Krankenhausbehandlung, einer Kur- oder Rehabilitationsmaßnahme. 
• 28 Tage bei Urlaub/Schulferien. 

5.4.4 Pauschalierte Freihaltegeldabrechnung; 
Für Einrichtungen, mit denen Vereinbarungen gern. Ziffer 5.4.2 bestehen oder abge- 
schlossen werden, wird die Abrechnung der Freihaltetage pauschaliert. 

Die Berechnung des pauschalierten Freihaltegeldes erfolgt gemäß Anlage 7.3 

5.4.5 Bei ambulant betreuten Wohngemeinschaften, besonderen Wohnformen und ande- 
ren Angeboten, die nach Tages- bzw. Monatssätzen oder Pauschalen abgerechnet 
werden, wird bei Krankenhausbehandlung oder einer Kur- oder Rehabilitations- 
maßnahme für die Dauer von bis zu 6 Wochen pro Jahr die volle Vergütung ge- 
zahlt. 

Darüber hinaus und in anderen Fällen nur dann, wenn die Trägerin der Eingliederungshilfe 
vorher der Freihaltung zugestimmt hat. 

6. Zahlungsweise und Abrechnung: 

6.1 Voraussetzung für die Abrechnung ist, dass der schriftliche Leistungsbescheid vor- 
liegt. 

6.2 Die Abrechnung von Leistungen die im Anbietersystem geführt werden (Vereinba- 
rungen mit Monatssätzen) erfolgt grundsätzlich mit Vorliegen des Leistungsbe- 
scheids ohne Rechnungstellung monatlich. Die Zahlungsanweisung erfolgt grund- 
sätzlich zum Beginn des jeweiligen Monats. 

6.3 Die Leistungserbringer erhalten von der zahlbarmachenden Dienststelle grundsätz- 
lich bis zum 5. des Folgemonats eine Auflistung der je Leistungsberechtigtem an- 
gewiesenen Beträge unter Benennung des Zahlungsgrundes. 

6.4 Änderungs- oder Abwesenheitsmitteilungen sind der zahlbarmachenden Dienststel- 
le für das laufende Quartal bis spätestens zum 15. des dritten Quartalsmonats zu 
übermitteln. Sich daraus ergebende Unterschiedsbeträge zu den geleisteten Zah- 
lungen werden in der Regel mit der Zahlungsanweisung des Folgemonats verrech- 
net. Abweichungen werden kenntlich gemacht. 

6.5 Bei Diensten, die Leistungen nach Stunden im Einzelfall abrechnen (Fachleistungs- 
stunden), erfolgen Abrechnungen über eine monatliche Rechnungstellung durch die 
Einrichtungen bei der jeweils zuständigen zahlbarmachenden Dienststelle. Die Zah- 
lung erfolgt in der Regel innerhalb von 3 Wochen nach Eingang der vollständigen 
und korrekten Rechnungsunterlagen. Im Einzelfall können Abschlagszahlungen 
vereinbart werden. 

6.6 Stellt die zahlbarmachende Dienststelle fehlerhafte Abrechnungen fest, wird der 
Unterschiedsbetrag mit der auf die Feststellung folgenden Abrechnung verrechnet. 

6.7 Von den vorgenannten Grundsätzen abweichende Verfahrensregelungen können 
durch die Vertragspartner vereinbart werden. 



Anlage 5.1 LRV SGB IX Strukturblatt 

Strukturblatt 

1. Träger der Einrichtung: 

Name:   
Anschrift:   
Tel.:   
Fax:   
Email:   
Homepage: http:://www  
Leitung bzw. bevollmächtigter Ansprechpartner:  
Rechtsform:   
Status: 

freigemeinnützig □ Satzung □ Eintrag ins Vereinsregister □ 
privatgewerblich □ Gewerbeschein □ Eintrag ins Handelsregister □ 
öffentlich-rechtlich □ 

Betriebseriaubnis/Anzeige* der Wohn- Pflegeaufsicht □ 
Anerkennung als Pflegeeinrichtung nach SGB XI □ 

liegt - nicht* - vor. 

Bestehende VereinbarungenA/erträge: 
Grundlage: Name und Standort der Einrichtunq/en: 
SGB V   
SGB VIII   
SGB IX   
SGB XI   
SGB XII   

Verbandszugehörigkeit: 

Name, Anschrift des Verbandes:   

Keine □ 

2. Einrichtung: 

Name:   
Anschrift:   
Tel.:   
Fax:   
Email:   
Homepage: http://www  
Leitung bzw. Ansprechpartner: (Name, Vollmacht) 
Einzugsbereich (soweit erforderlich):   
Platzzahl (soweit erforderlich):   

Änderungen der Angaben sind der für den Abschiuss des Vertrages nach § 125 SGB IX 
zuständigen Dienststelle unverzüglich mitzuteilen.  

* Nicht zutreffendes bitte streichen 



Anlage 5.2 LRV SGB IX System der Leistun^darstellung 

System der Leistungsdarstellung 
Struktur zur Erfassung von Teilhabe- und Teilhabebeschränkungen 

Lebensbereiche (ICF^) Beschreibung des Lebensbereiches 

Lernen und Wissensanwendung Dieses Kapitel befasst sich mit Lernen, Anwendung des Erlernten, Denken, Probleme lösen und Entscheidungen treffen. 

Allgemeine Aufgaben und 
Anforderungen 

Dieses Kapitel befasst sich mit allgemeinen Aspekten der Ausführung von Einzel- und Mehrfachaufgaben, der Organisation von Routinen und dem 
Umgang mit Stress. Diese können in Verbindung mit spezifischeren Aufgaben und Handlungen verwendet werden, um die zugrunde liegenden 
Merkmale der Ausführung von Aufgaben unter verschiedenen Bedingungen zu ermitteln. 

Kommunikation Dieses Kapitel befasst sich mit allgemeinen und spezifischen Merkmalen der Kommunikation mittels Sprache, Zeichen und Symbolen, einschließlich 
des Verstehens und Produzierens von Mitteilungen sowie der Konversation und des Gebrauchs von Kommunikationsgeräten und -techniken. 

Mobilität 
Dieses Kapitel befasst sich mit der eigenen Bewegung durch Änderung der Körperposition oder -läge oder Verlagerung von einem Platz zu einem 
anderen, mit der Bewegung von Gegenständen durch Tragen, Bewegen oder Handhaben, mit der Fortbewegung durch Gehen, Rennen, Klettern oder 
Steigen sowie durch den Gebrauch verschiedener Transportmittel. 

Selbstversorgung Dieses Kapitel befasst sich mit der eigenen Versorgung, dem Waschen, Abtrocknen und der Pflege des eigenen Körpers und seiner Teile, dem An- und 
Ablegen von Kleidung, dem Essen und Trinken und der Sorge um die eigene Gesundheit. 

Häusliches Leben 
Dieses Kapitel befasst sich mit der Ausführung von häuslichen und alltäglichen Handlungen und Aufgaben. Die Bereiche des häuslichen Lebens 
umfassen die Beschaffung einer Wohnung, von Lebensmitteln, Kleidung und anderen Notwendigkeiten, Reinigungs- und Reparaturarbeiten im 
Haushalt, die Pflege von persönlichen und anderen Haushaltsgegenständen und die Hilfe für andere. 

Interpersonelle Interaktionen 
und Beziehungen 

Dieses Kapitel befasst sich mit der Ausführung von Handlungen und Aufgaben, die für die elementaren und komplexen Interaktionen mit Menschen 
(Fremden, Freunden, Verwandten, Familienmitgliedern und Liebespartnern) in einer kontextuell und sozial angemessenen Weise erforderlich sind. 

Bedeutende Lebensbereiche Dieses Kapitel befasst sich mit der Ausführung von Aufgaben und Handlungen, die für die Beteiligung an Erziehung/Bildung, Arbeit und Beschäftigung 
sowie für die Durchführung wirtschaftlicher Transaktionen erforderlich sind. 

^Mit Hilfe der Klassifikation der ICF (Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit) können Probleme der Teilhabe in allen Lebensbereichen 
beschrieben und mit dem psycho-sozialen Modell und deren Wechselwirkungen unter Berücksichtigung von persönlichen und Umweltfaktoren dargestellt werden. Anhand 
der Lebensbereiche der ICF und des psycho-sozialen Modell findet die Bedarfsermittlung als Grundlage der Gesamt- und Teilhabeplanung für den einzelnen Menschen mit 
Behinderung statt. In der Leistungsvereinbarung (LV) werden daher die Lebensbereiche der ICF aufgegriffen und es soll beschrieben werden, welche Art von Leistung in 
welchem Lebensbereich konkret angeboten wird. 



Anlage 5.2 LRV SGB IX System der Leistun^darstellung flic 

Gemeinschafts-, soziales und Dieses Kapitel befasst sich mit Handlungen und Aufgaben, die für die Beteiligung am organisierten sozialen Leben außerhalb der Familie, in der 
staatsbürgerliches Leben Gemeinschaft sowie in verschiedenen sozialen und staatsbürgerlichen Lebensbereichen erforderlich sind. 



Anlage 5.3 LRV SGB IX Pauschalierung Freihaltegeld 

Pauschalierung Freihaltegeldabrechnung gilt für§ 134 SGB IX 

Pauschalierung der Abrechnung von Freihaltetagen 

Für Einrichtungen, mit denen Vereinbarungen gern. Ziffer 5.4 der Anlage 1 LRV 
bestehen oder zukünftig abgeschlossen werden, wird die Abrechnung der Freihaltetage 
pauschaliert. 

Der Pauschalierung liegen bei bestehenden Vereinbarungen die jeweils in Anspruch 
genommenen Freihaltetage der letzten 3 Jahre zugrunde. Bei einer kürzeren Laufzeit 
der Vereinbarung werden die seit Beginn der Laufzeit bis zum 31.12. des Vorjahres in 
Anspruch genommenen Freihaltetage zugrunde gelegt. 
Bei Neuvereinbarungen erfolgt die Berechnung anhand eines einvernehmlichen 
Schätzwertes. 

Der pauschalierte Absetzbetrag wird gern. Ziffer 5.4.2 der Anlage 1 LRV 
ermittelt. Das Berechnungsverfahren ist nachfolgend beispielhaft aufgeführt. 

Der pauschalierte Absetzbetrag wird auf die Grundpauschale berechnet und wird auf 
Antrag einer Vertragspartei nach Ablauf von 3 Jahren überprüft und ggf. neu vereinbart. 

Mit Abschluss der Vereinbarungen über die pauschalierte Abrechnung von 
Freihaltetagen entfällt die Abrechnung von Freihaltetagen im Einzelfall. 

Die Einrichtungen führen über die in Anspruch genommenen Freihaltetage Buch und 
teilen der abrechnenden Dienststelle bis zum 31.03. d.J. die Summe der in Anspruch 
genommenen Freihaltetage des Vorjahres mit. 

Beispielrechnung: 

Freihaltetage 20xx: 4.032 Tage 
Freihaltetage 20xy: 5.710 Tage 
Freihaltetage 20xz; 5.555 Tage 

Durchschnittliche jährliche Freihaltetage: 5.099 Tage 

vbt. Grundpauschale: 15,30 € 

Absetzbetrag gern. 5.4.2 Anlage 1: (15,30*40%) 6,12€ 

Durchschnitt Freihaltetage 5.099 * Absetzbetrag 6,12 € = 31.205,88 € 

vbt. Divisor: 71.589 

Summe Absetzbetrag Freihaltetage 31.205,88 € : Divisor 71.589 = 

0,4359 € Grundpauschale: 15,30 € ./. 0,44 € 

= Grundpauschale neu: 14,86 €. 



Anlage 5.4 LRV § 131 SGB IX Nettojahresarbeitszeit (NJAZ) 19.12.2018 

Jahresarbeitszeiten nach Wochenstunden bei 365,25 Tagen: 
gültig 20^ 

38,5-Stunden 
Jahr 

Sonntage (/7 Tage) 
Samstage (/7 Tage) 
Feiertage an Werktage 
sonstige Feiertage, die 

auch auf einen 
Samstag/Sonntag fallen 
können 
Bruttojahresarbeitszeit 

in Stunden {* 7,7 Std.) 

-17,9 
= *7,7 Std. 
Nettojahresarbeitszeit 
in Stunden (*7,7 Std.) 

365,25 Tage 
52,18 Tage 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 

1.934,16 Stunden 

-45,09 Tage 
-347,18 Stunden 
206,10 Tage 

1.586,98 Stunden 

38,72 Stunden 
Kalkgrundlage neu: 365,25 Tage 

52,18 Tage 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 

(*7 1.944,21 Stunden 

-45,16 Tage 
-349,57 Stunden 
206,03 Tage 

1.594,64 Stunden 

39 Stunden 
Kalkgrundlage neu: 365,25 Tage 

52,18 Tage 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 

1.959,28 Stunden 

-45,16 Tage 
-352,28 Stunden 
206,03 Tage 

1.607,00 Stunden 

365,25 Tage 
52,18 Tage 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 
"W, 
0 2.009,52 Stunden 
Std. 

-45,16 Tage 
gQ -361,31 Stunden 

206,03 Tage 
1.648,21 Stunden 

40 Stunden 
Kalkgrundlage neu; 



Anlage 5.4 LRV § 131 SGB IX Nettojahresarbeitszeit (NJA2) 19.12.2018 

Jahresarbeitszeiten nach Wochenstunden bei 365,25 Tagen: 
gültig ab^ 

38,5-Stunden 
Jahr 

Sonntage (/7 Tage) 
Samstage (/7 Tage) 
Feiertage an Werktage 
sonstige Feiertage, die 

auch auf einen 
Samstag/Sonntag fallen 
können  
Bruttojahresarbeitszeit 

In Stunden (• 7,7 Std.) 

= * 7,7 Std. 
Nettojahresarbeitszeit 
in Stunden (*7,7 Std.) 

365,25 Tage 
52,18 "^age 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 

1.934,16 Stunden 

-47,73 Tage 
-367,49 Stunden 
203,46 Tage 

38,72 Stunden 
Kalkgrundlage neu: 365,25 Tage 

52,18 Tage 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 

(*7 

1.566,67 Stunden 

1.944,21 Stunden 

-46,45 Tage 
-359,49 Stunden 
204,74 Tage 

1.584,72 Stunden 

39 Stunden 
Kalkgrundlage neu: 365,25 Tage 

52,18 Tage 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 

1.959,28 Stunden 

-46,45 Tage 
-362,28 Stunden 
204,74 Tage 

1.597,00 Stunden 

40 Stunden 
Kalkgrundlage neu: 365,25 "^age 

52,18 -^age 
52,18 Tage 

4 Tage 

5,7 Tage 

251,19 Tage 
Ts; 

0 2.009,52 Stunden 
Std. 

-46,45 Tage 

8,0 -371,57 

-pyr 

Stunden 
Tage 

1.637,95 Stunden 



Anlage 5.5 LRV SGB IX pauschale Anpassung besondere Wohnformen 

Kalkulation besondere Wohnformen 2020ff. 
Hier; für Anlage 5.5.2 / 5.5.3 und 5.5.5 LRV 

sowie Verfahrensregelung zur pauschalen Anpassung bei Tarifklassen 

Sachverhalt: 

Mit der Festlegung von Tarifklassen im Kalkulationsverfahren der Leistungen besonderer 
Wohnformen ist die Anlage 5.5.2 zu verwenden. Mit diesem System wird der vorhandenen 
Differenzierung bei der Kalkulation der Vergütungen entsprochen. 

Weiterhin bedarf es einer Regelung bezüglich der Anwendung der durch die VK SGB IX 
festgelegten Steigerungsraten auf die jeweiligen Kalkulationsbestandteile (siehe Erläuterun- 
gen zum Kalkulationsblatt, Anlage 1). 

Grundsätzlich finden für die Vergütungen der Leistungsbereiches besonderer Wohnformen 
die pauschalen Anpassungsraten nach Beschluss der VK SGB IX Anwendung. 

Für Fälle, bei denen es während der Laufzeit der Vereinbarungen zu Tarifabschlüssen bei 
den Tarifklassen kommt, die nach Feststellung der AG Kalkulation erheblich über den An- 
nahmen liegen, die die VK SGB IX bei der Festlegung der Anpassungsraten für das Verein- 
barungsjahr zugrunde gelegt hat, bedarf es einer die Abweichung betreffenden Regelung. 
Danach wird diese Abweichung in die Festlegung der Personalkostenwerte der Tarifklasse 
im Folgejahr einbezogen. 

Grundlage dafür sind die Eckpunkte und die Herleitung von Anpassungsraten der AG Kalku- 
lation, Stand 01.11.2016, die eine tarifbezogene Berechnung ermöglichen. 

Die als Anlage beigefügten Kalkulationsblätter für besondere Wohnformen 2020 ff. incl.pA.xlxs 
sowie das dazugehörende Erläuterungsblatt regelt die Vergütungsanpassungen der 
Leistungen in besonderer Wohnformen: 

1. Für die Anpassung der Vergütungen besonderer Wohnformen gilt folgendes 
Verfahren: 

a. Die Eckpunkte und die Herleitung von allgemeinen Steigerungsraten der AG 
Kalkulation, Stand 01.11.2016, finden in Bezug auf die Tarifklassen der 
Leistungen in besonderen Wohnformen Anwendung. 

b. Im Kalkulationsblatt der besonderen Wohnformen 2020ff. werden an den dafür 
ausgewiesenen Stellen, die von der VK SGB IX beschlossenen Werte für die 
Personal- und Sachkostensteigerung bzw. die gewichtete Steigerungsrate 
eingesetzt. 

Daraus ergibt sich dann die im Verfahren der pauschalen Anpassung fort- 
geschriebene Vergütung. 

c. Liegt ein Tarifabschluss zu einer Tarifklasse erst nach Beschluss der VK 
SGB IX zu den Steigerungsraten vor, ermittelt die AG Kalkulation anhand der 
Eckpunkte und der Herleitung die Abweichung zu der von der VK SGB IX be- 
schlossenen PK-Steigerungsrate. 

d. Liegt die abweichende PK-Steigerungsrate der Tarifklasse um mehr als 0,3%- 
Punkte über der von der VK SGB IX beschlossenen PK-Steigerung, wird die 
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' Anlage 5.5.LRV pauschale Anpassung 

darüber liegende Differenz bei der Festlegung des Personalkostenwertes der 
Tarifklasse im Folgejahr berücksichtigt. 
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Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 

I. Stammdaten: 

. Vbg Vorjahr 

. Vergütungs- 
vereinbarung: 

Aufteilung der Kostenarten Kalkuiationsblatt Einzelverhandlung 

Einr.nummer: 
Vereinbarungsjahr: 

Divisor: 
Plätze: 

Auslastung: 
Betriebstage: 

20xx 

0 
0,00% 
0,00 

Maßnahmepauschale 
Grundpauschale 

Gesamtverg. Vorjahr: 
Investitionsbetrag: 
Grundpauschale: 
Maßnahmepauschale: 

Investitionsbetrag (IB 1 bis 3) 
GESAMTVERGUTUNG 

monatlich Faktor: 
Freihalteabzug GP 

Vereinbarungszeitraum 

Einrichtung: 

Träger: 

Aktzeichen: 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

Freihaltetage: 
Lebensm.: 

Vbg.jahr: 
0 

0,0000 € 

0,00 
Freihaltetage*40% GP/Divisor 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

5.5.1_allg. Kalkblatt_2018-11-20.xls Kalkulationsblatt Einzel Seite 1 



IV. Kalkulation PK: 

V. Kalkulation SK: 

Ziffer 
1. 

Kostenarten 
Personalkosten 

ggf. tgl. Ansatz 
Vorjahr 

tgl. Ansatz 
Vbg.jahr 

GP 
Vbg.jahr 

MP 
Vbg.jahr 

1.1 

1.2 

1.3 

Zentr. LeitungA/erw. (50:50) 
LeitungA/erw. Einrichtung 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

Päd. u. Betreuungspers., Prakt. 
Pflegepersonal, Therap. Pers. 
HW-Küchenpers.   
Reinigg.-Wäschereipers. (50:50) 
Technischer Dienst 

bei HBG: ohne 
Ziffer VI. 0,0000 € 0,0000 € 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

1.4 Sonstiges Pers., Zivi, FSJ (50:50) 0,0000 € 0.0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
Summe Personalk. 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

2. Sachkosten 
2.1 Lebensmittel 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
2.2 Energie, Brennst., Wasser (50:50) 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
2.3 Med. u. therap. Kosten 

Betreuungskosten 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

2.4 Wirtschaftsaufw., Fuhrpark (50:50) 
Verwaitung, Abgaben, u. Vers. 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

Summe Sachkosten 

Sonstige Kosten (50:50) 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

Gesamtsumme GP/MP - ohne Betr.personal HBG (VI.) 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
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Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB Z 
Einrichtung: 

Ermittlung des Investitionsbetrages 

20xx Einrichtnr.: 
Akt.z.: 

2. 

Mieten, Pachten, Erbbauzinsen 
Es sind die aktuellen Werte anzusetzen 

Euro/Jahr 0,0000 € /Divisor 
nachrichtlich: Vorjahr 0,0000 € 
Fremdkapitalaufwand 
Es sind die aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2 

Euro/Jahr 
nachrichtlich: Vorjahr 

0,0000 € 
0,0000 € 

/Divisor 

3. 

1,0% 
1,3% 
1,6% 

Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung 
Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom 
Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist. 

instandhaltg. 
Richtzahl 

12,44 
12,44 
12,44 

FKW 1914 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Alter d. Gebäude 
<25 J. 
>25 J. 

> 25 J. bes. Abn. 

Wiederbesch, wert 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

= Euro/Jahr 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Sonst.: 0,0000 € 
Summen: 0,0000 € 
FKWVorj.:| 0,0000 € | 

0,0000 € 0,0000 € 

4. Gebäudeabschreibung 

gemäß IB 3 
Summe AfA: 0,0000 € 

5. Abzugsbetrag Anrechnung Förderung: 
(s. IBS!) 

zzgl. Verr.pos.: 
0,0000 € 

= Euro/Jahr 
0,0000 € 

/ Divisor 
0 

/ Divisor 
0 

/ Divisor 

0 

€/tgl. 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

Summe Investitionsbetrag: 0,00 € 
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Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 

Fremdkapitalaufwand 

Vbgs.jahr: 20xx Einr.nr.: 
Einr.: xxx Akt.z.: 

1. Fremdkapitalaufwand/Tilgungen 
a) Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der Wertverbesserung gedient haben 

und die mit einem festen Tiigungssatz zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen sind: 

Ursprungsdarlehen 
Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Restdarlehen am 
31.12.200X-1 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

für 200x 
maßgebl. 

Zinssatz % 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Zinsen vom 
Ursprungs- 
darlehen 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Tilgungssatz 
% 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Tilgung ohne 
Mehrtilgung 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Summe a) 0,0000 € Summe a) 0,0000 € 

b) Sonstige Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der 
Wertverbesserung gedient haben und laufend mit einem festen Tilgungssatz 
zu tilgen sind: 

Ursprungsdarlehen 
Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Restdarlehen am 
31.12.200X-1 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

für 200x 
maßgebl. 

Zinssatz % 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

voraussichtl. 
Zinsen Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Tilgungssatz 
% 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Tilgung 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

c) 

d) 

e) 

Summe b) 

zzgl. a) 

0,0000 € 

0,0000 € 

Verrechnungspositionen Zinsen/Zinäerträge: 

Aufwendungszuschuss der WK** {Minusbetrag!) 

[Summe Fremdkapitalaufwand ~ 

0,0000 € 

Summe b) 

zzgl. a) 

Tilgungsanteil 
von c) 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 
Summe   
Tilgung j 0,0000 € 

Vorjahr 
0,0000 € 

' gilt nur für WK-Förderung unter Anwendung des Bruttoprinzips nach den Förderungsgrundsätzen ab 1997 
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Anlage 5.5.1 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 20xx Einr nr.: 

Einr.: xxx Akt.z.: xxx 
Ermittlung des Ansatzes zur Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln 

Ermittlung des Ansatzes für Gebäudeabschreibung 

1. Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln: 
Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude. 
Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten 
für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche, bzw. umfangreiche Modernisierung 
(einschließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis 
eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages 
gewährt werden.* 
Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die 
Summe aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 TEuro angesetzt. 

‘ Dies bedeutet im wesentlichen: Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus 
-Ausgleichsfonds des Bundes; 
- Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit; 
- Zuschüsse des Integrationsamtes; 
- Zuschüsse der FHH (gern. §§ 23/44 LHO und der WK) 

Zuschuss- 
geber 

Zeitpunkt der 
Förderung** Zuschusshöhe Restwert 

Anrechnungs 
betrag Divisor Abzug/tgl. 

Euro 200x 1,40% 0 
0 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

0 
0,0000 € 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
Summe 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

Als Zeitpunkt der Förderung gilt das Jahr der Bewilligung durch den Hauptzuschussgeber 
Maßgebend ist das Datum des Verwaltungsaktes (Bewilligungsbescheld), bzw. des öffentlich rechtlichen Vertrages 

fcie Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt gemindert. D.h. es sind Förderungen rückwirkend 
für die letzten 25 Jahre anzugeben. 

2. Gebäudeabschreibung 

FKW 
0,0000 € 

FKR 
12,44 

Geb.Wieder- 
beschaffungswert 

€ 
0,0000 € 

Abschreibungsbasis: 0,0000 € 

davon 1,4 % 

jedoch höchstens 2,2 % des Gebäudewiederbesch.wertes: 

0,0000 € 

Verrechnungsposten: 

zzgl. Tilgung Anlage 2: 
Summe: 

0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 

somit AfA: 

Summe Geb-AfA: 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
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I 

Anlage 5.5.2 Vergütung von Leistungen in besonderen Wohnformen der klassi- 

schen Behindertenhilfe 

1. Geltungsbereich 

Diese Anlage regelt die Festsetzung von Vergütungen für Leistungen der klassischen 

Behindertenhilfe in besonderen Wohnformen. Sie gilt insbesondere für Wohnformen, 

die vor 2020 als „klassisch stationär“ bezeichnet wurden. 

2. 

Sie gilt nicht für Leistungen, die in besonderen Wohnformen im Bereich der Psychiatrie 

und der Suchthilfe erbracht werden. Sie gilt nicht für die Leistungsarten „AWG“ und 

„AWG Psych“. 

Leistungsstufen^ 

Leistungen in besonderen Wohnformen werden vom Träger der Eingliederungshilfe in 

vier Leistungsstufen bewilligt, je nach Zugehörigkeit der leistungsberechtigten Person 

zu einer der vier Gruppen vergleichbaren Bedarfs. Daher werden Vergütungen diffe- 

renziert nach vier Leistungsstufen kalkuliert und vereinbart. Für die Leistungsstufen 

werden folgende Personalressourcen pro Klient (in Wochenstunden Nettoarbeitszeit) 

für die Betreuung zugrunde gelegt; 

Leistungsstufe 

Grundleistung 9,00 9,00 9,00 9,00 

Ergänzende Leistung 

Insgesamt 

2.37 

11.37 

5.92 

14.92 

11.84 

20.84 

20.73 

29.73 

Für Einrichtungen mit speziellen Zielgruppen sowie für einzelne Klienten mit erheblich 

abweichendem Bedarf können abweichende Vereinbarungen getroffen werden. 

3. Tarifklassen 

Bei der Kalkulation der Personalkosten für Betreuung wird nach drei Tarifklassen un- 

terschieden, die die Bindung des Leistungserbringers an ein tarifliches oder sonstiges 

Vergütungssystem abbilden. Es gibt folgende Tarifklassen: 

TV-L/KTD Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder / Kirchlicher Ta- 
rifvertrag Diakonie 

TV-AVH Tarifvertrag der Arbeitsrechtlichen Vereinigung Hamburg 

Analog 

Als tarifgebunden gelten neben den Direktanwendern auch sog. Analoganwender, die 

in Form von Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) oder Arbeitsvertraglichen Bedingungen 

^[Der Inhalt dieses Abschnläs steht unter dem Vorbehalt, dass sich noch Änderungen ergeben können aus einem 
geänderten, ICF-orientierten System der Bedarfsermittlung und aus einer daraus folgenden geänderten Systematik 
von „Gruppen vergleichbaren Bedarfs“.] 



(AVB) für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Trägers die wesentlichen Regelun- 

gen eines Tarifvertrages (z.B.: Arbeitszeit, Tabellenerhöhung, Eingruppierung, Sonder- 

zuwendung, Urlaubsanspruch) regelhaft umsetzen. 

Für die beiden erstgenannten Tarifklassen werden durchschnittliche Personalkosten- 

werte pro Stelle für Betreuungskräfte durch die Vertragskommission festgesetzt und 

fortgeschrieben, die alle anfallenden Personalkosten einschließlich der vom Arbeitge- 

. ber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge abbilden. 

Für die Tarifklasse „Analog“ werden Personalkostenwerte pro Stelle je Leistungserbrin- 

ger ermittelt. 

Die Werte für 2020 werden ermittelt durch Fortschreibung der Werte, die für 2019 in 

der Leistungsart „klassisch stationär“ galten. 

4. Personalnebenkostenpauschale 

Der Personalkostenwert pro Stelle wird um eine für alle Tarifklassen einheitliche Per- 

sonalnebenkostenpauschale erhöht, die u.a. die Kostenpositionen Fortbildung des pä- 

dagogischen Personals, Berufsgenossenschaft, Insolvenzgeld und Impfschutz ab- 

deckt. 

Der Wert der Personalnebenkostenpauschale für 2020 wird ermittelt durch Fortschrei- 

bung des Wertes, der für 2019 in der Leistungsart „klassisch-stationär“ galt. 

5. Nettojahresarbeitszeit 

Die in die Vergütung einfließende Nettojahresarbeitszeit (in Stunden) wird unter Be- 

rücksichtigung der für den einzelnen Leistungserbringer geltenden tariflichen Regeln 

nach Maßgabe der Anlage „Nettojahresarbeitszeit“ zum Landesrahmenvertrag ermit- 

telt. 

6. Pauschale für Sachkosten und sonstige Personalkosten 

Für die Sachkosten der Fachleistung (ohne Gebäudekosten und Kosten für Inventar) 

und sonstige Personalkosten (insbes. Leitung, Verwaltung und Hauswirtschaft) wird 

eine für alle Leistungserbringer einheitliche Pauschale pro Platz und Jahr in der Ver- 

gütung berücksichtigt (im Folgenden: PK/SK-Pauschale). 

Die PK/SK-Pauschale für das Jahr 2020 wird wie folgt ermittelt: 

PK/SK-Pauschale der Leistungsart „klassisch-stationär“ im Jahr 2019 

abzüglich eines Betrages von 12 x 262 € = 3.144 € für die bisher in den Vergütun- 

gen enthaltenen Kosten des Lebensunterhalts der Bewohnerinnen und Bewohner 

(ohne Kosten der Unterkunft), 

zuzüglich des bisher von der Grundpauschale abgesetzten pauschalen Freihalte- 

geldabzugs 



abzüglich eines Betrags von 1.231,56 € für warme Betriebskosten des Wohnens^; 

der Abzugsbetrag ist im Jahr 2020 oder danach anzupassen, wenn sich heraus- 

stellt, dass eine Refinanzierung von Betriebskosten in dieser Höhe über die Grund- 

sicherung nicht gelingt. 

Der so ermittelte Betrag wird gesteigert um den von 2019 auf 2020 anzuwenden- 

den Fortschreibungssatz gemäß Beschluss der Vertragskommission. 

Auf Verlangen eines Vertragspartners ist die PK/SK-Pauschale für den nächstfolgen- 

den Vergütungszeitraum neu zu verhandeln. Dies soll nur bei wesentlichen neuen Er- 

kenntnissen oder wesentlichen Kostenveränderungen im Rahmen eines noch einzu- 

richtenden Begleitmanagements odereines anderen in der Vertragskommission abzu- 

stimmenden Verfahrens geschehen. 

7. Gebäude- und Inventarkosten 

7.1 Grundsatz 

Bestandteile der Vergütung für Leistungen in besonderen Wohnformen sind 

a) die Gebäudekosten, die der Fachleistung der Eingliederungshilfe zuzurechnen 

sind und 

b) die Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten, soweit sie nach § 42a Ab- 

satz 6 Satz 2 SGB XII von den Leistungen nach Teil 2 des SGB IX umfasst sind, 

da sie die Angemessenheitsgrenze nach § 42a Absatz 5 Satz 4 SGB XII um mehr 

als 25 % übersteigen. 

c) die Inventarkosten der Fachleistung. Die bis 2019 in den Vergütungen enthalte- 

nen Inventarkosten sind insgesamt als Inventarkosten der Fachleistung anzuse- 

hen. Die Inventarkosten für 2020 werden ermittelt durch Steigerung um den von 

2019 auf 2020 anzuwendenden Fortschreibungssatz gemäß Beschluss der Ver- 

tragskommission. 

7.2 Gebäudekosten der Fachleistung 

7.2.1 Kostenarten 

Gebäudebezogene Kosten der Fachleistung nach a) umfassen die folgenden tatsäch- 

lich anfallenden Kosten: 

Mieten, Pachten und Erbbauzinsen, 

Gebäudeabschreibungen, 

Zinsen und Tilgungsanteile für das Gebäude eingesetztes Fremdkapital; die Be- 

rücksichtigung von Eigenkapitalzinsen wird im Laufe des Jahres 2019 noch durch 

die Vertragsparteien gemeinsam geprüft. 

Aufwand für Instandhaltung von Gebäuden und Außenanlagen 

Sonstige im Einzelfall zu vereinbarende gebäudebezogene Kosten. 

2 Der Betrag errechnet sich aus einer angenommenen durchschnittlichen Wohnfläche je Klient von 33 
m^, dem Satz von 3,11 € warmen Betriebskosten pro Monat und m^ gemäß Betriebskostenspiegel 
2018 für Hamburg und der Zahl von 12 Monaten pro Jahr: 33 * 3,11 €* 12 = 1.231,56 €. 



Entlastungen aus öffentlicher Förderung sind nach Maßgabe der Anlage 1 zum LRV 

gegenzurechnen, 

7.2.2 Kostenzuordnung 

Die der besonderen Wohnform zuzurechnenden Kosten von zentralen Verwaltungen 

oder Geschäftsstellen des Leistungserbringers sind Gebäudekosten der Fachleistung. 

Kosten von Gebäuden, in denen besondere Wohnformen betrieben werden, sind im 

Verhältnis der Flächen auf die Bereiche „Wohnen“ und „Fachleistung“ aufzuteilen. 

Wohnflächen sind persönlich genutzte Räumlichkeiten oder Gemeinschaftsräumlich- 

keiten gemäß § 42 a Absatz 2 Nr. 2 i.V.m. Satz 3 und Absatz 5 Nr. 1 bis 3 des SGB 

XII i.d.F. ab 2020. Dies sind insbesondere 
Schlafzimmer, 

Wohnzimmer, 

für die Bewohner frei benutzbare Küchen (ggf. mit zugeordneter Speisekam- 

merA/orratsraum) 

normale Bäder zur individuellen oder gemeinschaftlichen Nutzung und 

Flure, die nur die vorgenannten Räume verbinden 

Fachleistunqsflächen sind Räumlichkeiten, die über den Wohnraum hinaus für die 

Erbringung der unterschiedlichen Leistungen der Eingliederungshilfe erforderlich sind 

oder sein können. Dies sind insbesondere 

Therapieräume 

Hobbyräume 

Veranstaltungsräume, 

Pflege-ZBewegungsbäder 

Räume für Personal (z.B. Leitungsbüro, Nachtbereitschaftsraum, Pausenraum, 

Besprechungsraum, Mitarbeiterbüro, Mitarbeitertoiletten) 

Gästetoiletten, 

Für die Bewohner nicht frei benutzbare Küchenräume, Wäschereiräume und sons- 

tige Hauswirtschaftsräume 

Die auf das Wohnen und die Fachleistung entfallenden Flächenanteile werden anhand 

der Anlage 1 dieser Anlage ermittelt. Soweit sich keine Korrekturbedarfe ergeben, kön- 

nen die in den Jahren 2013/2014 erhobenen Daten genutzt werden. 

Die Gebäudekosten der Fachleistung in gemischt genutzten Gebäuden errechnen sich, 

indem die Gesamtkosten des Gebäudes durch die „Summe Gesamtfläche“ dividiert 

und das Ergebnis mit der Fachleistungsfläche multipliziert wird. 

Die in den Vergütungen für das Jahr 2020 zu berücksichtigenden Gebäudekosten der 

Fachleistung werden wie folgt ermittelt: 

Die im Investitionsbetrag für das Jahr 2019 berücksichtigte Kosten werden erhöht 

oder gemindert um für 2020 eintretenden Kostenänderungen und im Falle einer 

diesbezüglichen Einigung erhöht um Zinsen auf eingesetztes Eigenkapital. 

Der sich ergebende Betrag wird gemindert um die Gebäudekosten des Wohnens, 

die sich aus der Kostenaufteilung im Verhältnis der Flächen ergeben. 



7.2.3 Pauschalierung der Gebäudekosten der Fachleistung 

Anstelle der konkreten Kalkulation der Gebäudekosten der Fachleistung kann zwi- 

schen dem Leistungsträger und dem einzelnen Leistungserbringer vereinbart werden, 

diese Gebäudekosten für alle besonderen Wohnformen eines Leistungsanbieters mit 

einer in die Leistungsvergütung einzurechnenden Pauschale zu vergüten. 

7.3 Kosten des Wohnens der Leistungsberechtigten 

7.3.1 Datengrundlage 

Der Leistungsträger informiert die Vertragskommission jährlich über die aktuelle Höhe 

der durchschnittlichen tatsächlichen Aufwendungen für die Warmmiete eines Einper- 

sonenhaushalts im Sinne von § 42a Absatz 5 SGB XII in Hamburg, damit die Leis- 
tungserbringer ermitteln können, ob und in welcher Höhe sie Kosten des Wohnens der 

Leistungsberechtigten im Rahmen der Vergütungen geltend machen müssen. Der 

Leistungträger legt die statistischen Grundlagen des genannten Betrages offen. 

7.3.2 Kalkulation 

Der Leistungserbringer legt für die Einrichtungen, für die Kosten des Wohnens der 

Leistungsberechtigten im Rahmen der Vergütung geltend gemacht werden, der BASFI 

eine Kalkulation der gesamten warmen Gebäudekosten dieser Einrichtungen vor. 

7.3.3 Neue Gebäude, Umbau, Sanierung und Modernisierung 

Wenn für besondere Wohnformen nach dem 01.01.2020 neue Gebäude in Betrieb ge- 

nommen werden, ist die BASFI zur Übernahme von Kosten des Wohnens der Leis- 

tungsberechtigten im Rahmen der Vergütungen der Eingliederungshilfe nur verpflich- 

tet, wenn Sie der Anmietung bzw. dem Erwerb des Gebäudes im Voraus zugestimmt 

hat. Dies gilt für den Umbau, die Sanierung und die Modernisierung vorhandener Ge- 

bäude entsprechend. Bereits vor dem 01.01.2020 ausgesprochene Zustimmungen für 

Investitionsmaßnahmen und Anmietungen bleiben gültig. 

8. Berechnungsweg 

8.1 Berechnungsschritte 

Die Vergütungen werden in folgenden Schritten kalkuliert: 

a) Es wird der für den Leistungserbringer anzuwendende Personalkostenwert pro 

Betreuungsstunde ermittelt. Hierzu wird zu dem aufgrund der Tarifklassenzuge- 

hörigkeit (siehe Nr. 3) anzuwendenden Personalkostenwert je Betreuungsstelle 

die Personalnebenkostenpauschale (siehe Nr. 4) addiert und die Summe durch 

die für den Leistungserbringer geltende Nettojahresarbeitszeit dividiert. Das Er- 

gebnis sind die Kosten des Betreuungspersonals pro Leistungsstunde. 

b) Die PK/SK-Pauschale gemäß Nr. 6 wird durch die vereinbarte Nettojahresar- 

beitszeit dividiert und mit dem mittleren Betreuungspersonalschlüssel von 1,71 

multipliziert. 

c) Die Ergebnisse der Schritte a) und b) werden summiert. Das Ergebnis sind die 

Gesamtkosten ohne Gebäude- und Inventarkosten pro Leistungsstunde. 



d) Es wird der Satz für die Gebäude- und Inventarkosten pro Person und Tag ermit- 

telt. Die sonstigen Kosten umfassen 

• die gemäß 7.2.2 oder 7.2.3 berechneten Gebäudekosten der Fächleistung, 

• gegebenenfalls die in die Vergütung einfließenden Gebäudekosten des 

Wohnens der Leistungsberechtigten gemäß 7.3 und 

• die trägerspezifischen Kosten für die Instandhaltung und Abschreibung von 

Inventar. 

Die Jahressumme dieser Kosten wird durch die Zahl der zu erwartenden Bele- 

gungstage dividiert. Das Ergebnis ist der Satz für Gebäudekosten und Inventar- 

kosten pro Person und Tag. 

e) Für jede der vier Leistungsstufen wird die Gesamtzahl der wöchentlichen Leis- 

tungsstunden gemäß Nr. 2 mit den Gesamtkosten ohne Gebäude- und Inventar- 

kosten pro Leistungsstunde gemäß c) multipliziert und durch 7 dividiert. Das Er- 

gebnis sind die Kosten der Leistungsstunden pro Tag. 

f) Zu den Kosten der Leistungsstunden je Tag werden die Gebäude- und Inventar- 

kosten pro Person und Tag hinzugerechnet. Das Ergebnis sind für jede der vier 

Leistungsstufen die Vergütungen je Tag. 

g) Die Vergütung je Monat beträgt für jede Leistungsstufe das 30,44fache der Ver- 

gütung je Tag gemäß f). 

8.2 Kalkulationsdatei 

Einzelheiten des Berechnungswegs ergeben sich aus einer EXCEL-Datei, deren Aus- 

druck als Anlage 1 beigefügt ist. Die EXCEL-Datei ist hinsichtlich ihrer Formeln abge- 

stimmt und in elektronischer Form bei allen Unterzeichnern des Landesrahmenvertra- 

ges hinterlegt. Änderungen an dieser Datei und ihren Formeln sind nur auf Grundlage 

eines Beschlusses der Vertragskommission zulässig. 

9. Fortschreibung der Vergütungen 

9.1 Personalkostenwerte pro Betreuungsstelle 

Die Personalkostenwerte pro Stelle für die Tarifklassen (siehe Nummer 3) werden 

durch Beschluss der Vertragskommission jährlich fortgeschrieben. Bei der Fortschrei- 

bung der Werte, die auf Tarifverträgen beruhen, erfolgt die Fortschreibung gemäß den 

tariflichen Veränderungen. 

Liegen Tarifabschlüsse für den Vereinbarungszeitraum oder Teile davon zum Zeitpunkt 

des Fortschreibungsbeschlusses noch nicht vor, werden die zu erwartenden Tarifstei- 

gerungen geschätzt. Weichen die tatsächlich eintretenden Tarifsteigerungen von den 

geschätzten Werten ab, wird die Abweichung mit Wirkung für das Folgejahr berück- 

sichtigt. 



9.2 Personalnebenkostenpauschale 

Die Personalnebenkostenpauschale gemäß Nummer 4 wird durch Beschluss der Ver- 

tragskommission jährlich um die mittlere Veränderungsrate der Personalkosten fortge- 

schrieben, 

9.3 Nettojahresarbeitszeit 

Die Nettojahresarbeitszeit wird bei Änderung gesetzlicher und/oder tariflicher Grundla- 

gen mit Wirkung für die nächste Vergütungsvereinbarung angepasst. 

9.4 Pauschale für Sachkosten und sonstige Personalkosten 

Die Pauschale für Sachkosten und sonstige Personalkosten gemäß Nr. 6 wird durch 
Beschluss der Vertragskommission jährlich fortgeschrieben. Dabei wird für 80% der 

Pauschale die mittlere Veränderungsrate der Personalkosten und für 20% der Pau- 

schale die anzunehmende Steigerung der Sachkosten (Verbraucherpreisindex) heran- 

gezogen. 

9.5 Kosten für die Abschreibung und Instandhaltung von Inventar 

Die Kosten werden um die anzunehmende Steigerung der Sachkosten (Verbraucher- 

preisindex) gesteigert. 

9.6 Konkret vereinbarte gebäudebezogene Kosten 

Änderungen von gebäudebezogenen Kosten werden zwischen dem Leistungsträger 

und den einzelnen Leistungserbringern vereinbart. Wenn Kostenänderungen auf Maß- 

nahmen beruhen, die im Voraus mit dem Leistungsträger abgestimmt wurden, kann 

der Leistungserbringer auch außerhalb des üblichen Jahresturnus eine Änpassung 

noch laufender Vergütungsvereinbarungen verlangen. 

10. Auswertung und Überprüfung 

Die Vertragsparteien sind sich der Tatsache bewusst, dass im Bereich der besonderen 

Wohnformen zum 01.01.2020 eine sehr grundsätzliche Umstellung des rechtlichen und 

finanziellen Rahmens eintritt. Sie werden gemeinsam beobachten und bewerten, ob 

die vorstehenden Regelungen den Belangen der Klientinnen und Klienten und denen 

der Vertragspartner gerecht werden und bei Bedarf in der Vertragskommission die er- 

forderlichen Anpassungen vornehmen. 

Anlage 1 zu Anlage 
5.5.2 Flächen und IV 



AG Kalkulation 
Ermittlung der Bewohner-, Betriebs- und Gesamtfläche 

Einrichtungsnr.; 

AZ: XXX 

Angabe erforderlich  
Angabe bei Bedarf/wenn möglich 

Stand: 

Träger: 
Einrichtung: 
Standort (Adresse): 

nachrichtlich*: 
Inventar 
Korrekturposition 

vereinbarte Platzzahl: 
Divisor: 
Gebäudekosten p.a. (ohne Inventar)*: 
•gemäß überarbeitete Anlage 3.1. LRV IB 1 

Räumlichkeiten Anzahl 
Gesamtfläche 

in m^ 

1. Bewohner 
1.1 
1.2 

Bewohnerzimmer 
Bewohnerbäder 

1.3 Gemeinschaftsbäder (z.B. Pflegebäder) 
1.4 Bewohnerküchen 

1.5 
Gemeinschaftsküchen (vorrangig durch Bewohner 
genutzt)  

1.6 
1.7 
1.8 

Gemeinschaftsräume Bewohner (vorrangig durch 
Bewohner genutzt)  
Flure/Garderoben (Verkehrsflächen) im Wohnen 
Nebenräume (z.B. Abstellräume) im Wohnen 

1.9 
Balkone/Terrassen im Wohnen 
 Anrechnung nur zu 25%: 0,00 

nachrichtl. 100%: 
1.10 

Summe Bewohneiiläche 0,0 

2. 
2.1 

Betrieb  
Personalräume Wohngruppe 

2.2 Verwaltung / Büros (inkl. Abstellräume) 

2.3 
Gemeinschaftsräume allgemeine Nutzung (NICHT 
vorrangig durch Bewohner genutzt)  

2.4 
WCs / Bäder allgemeine Nutzung (NICHT vorrangig 
durch Bewohner genutzt)  

2.5 
Gemeinschaftsküchen (NICHT vorrangig durch 
Bewohner genutzt)  

2.6 
Flure/Garderoben (Verkehrsflächen) allgemeine 
Nutzung (NICHT vorrangig durch Bewohner genutzt) 

2.7 Therapieräume 
2.8 

Summe Betriebsfläche 

3. Andere Leistungen (nur wenn gesondert vereinbart oder konzeptionell für integrierte Tagesstrukturierung) 
3.1 Tagesstruktur 
3.2 
3.3 
3.4 
3.5 

Summe Fläche Andere Leistungen 

~ÖJ| Summe Gesamtfläche 

1 



AG Kalkulation 
Ermittlung der Bewohner-, Betriebs- und Gesamtfläche 

Einrichtungsnr.: 
AZ: XXX 

Angabe erforderlich  
Angabe bei Bedarf/wenn möglich 

Stand: 

Träger: 
Einrichtung: 
Standort (Adresse): 

vereinbarte Piatzzahi: 
Divisor: nachrichtlich*: 
Gebäudekosten p.a. (ohne Inventar)*: Inventar 
‘gemäß überarbeitete Anlage 3.1. LRVIB 1 Korrekturposition 

Nicht bei der Ermittlung der Gesamtfläche zu berücksichtigen sind: 

Kellerräume 
Dachböden 
Heizungsräume 
sonstige technische Räume 
Garagen/Parkplätze etc.  

Kennzahlen: 

0 m^ Wohnfläche / Platz: #DIV/0! 

NKM / m^ / Monat (m^-Preis): #DIV/0! 
IB / m^ / Monat (m^-Preis inkl. Inventar + Korrektur) #DIV/0! 

NKM / Platz/ NKM / Monat: 
Monat: 

Bewohnerfläche #DIV/0! #DIV/0! 
Betriebsfläche #DIV/0! #DIV/0! 
Fläche Andere Leistungen #DIV/0! #DIV/0! 

SUMME (NKM) #DIV/0! #DIV/0! 
Jahressumme (NKM) #DIV/0! #DiV/0! 

zzgi. Inventar (Ziff. 7. + 8. aus Blatt IB 1) #DIV/0! #DIV/0! 
zzgl. Korrekturposition (Ziff. 9. aus Blatt IB 1) #DIV/0! #DIV/0! 

Summe (IB neu) #DIV/0! #DIV/0! 
Jahressumme (IB neu) #DIV/0! #DIV/0! 

nachrichtlich Jahressumme IB alt: - € 

2 



Anlage 5.5.2 LRV § 131 SGB IX 

Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren klass stat mit LS 2018 (inkl. p.A. 2018) 
Einrichtungsnr.: 999 Stand: 
I. Ausgangswette 
Stellen Ist: 1.319,10 
NJAZ: 1.614.71 
Belegung Ist: 2.249,0 

nachr.: FK-Q.uote: 65,06% 
Jahresstundei 2.129.964 
Schlüssel 1: 1,71 

l.l PK Betreuung je Stelle 
Tarif; 

Index-Wert: 
nachr. 2017: 

Analog Du. 
48.140 € 
47.058 € 

TV-L / KTD 
56.072 € 

je Stelle / 
p.a. je Stelle / p.h. 

PK Betreuung: | S6.072 € ~| 34,73 € 
2zgl. Personalnebenkostenpauschale: 1,409 € 0,87 € 

Personalkostenwert mit PNK: 57.481 € 35,60 € 

l.ll PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung) p.P. / p.a. p.P. / p.h. 

davon Anteil GP 
RBS3: 

13.148 € I 13,92 € j(GP+MP) 

4.068 € 4,31 € 9.148.932 € 

124,40 € 1,493 € 1,58 € 3.357.757 € 

zzgl. Inventarinst, (aus IB); 38,47 € 462 € 0,49 € 1.039.038 € 
nachr. 10: -1,2638 € 13.545.727 € 

davon Anteil MP (PK/SK ohne RBS/BK wat[ 7.587 € 8,03 € 

Summe Leistungsstunde (aus l.l & l.ll): 43,63 € 

Grundleistung: 
Leistungsstufi < 
Leistungsstuft < 
Leistungsstuff < 
Leistungsstuft < 

h / Woche 
9,00 
2,37 
5,92 
11,84 
20,73 

Summe h / 
Woche 

9,00 
11,37 
14,92 
20,84 
29,73 

€ MP/Woche 
392,67 € 
496,07 € 
650,96 € 
909,25 € 

1.297,12 € 

€MP/ 
Monat 

1.707,55 € 
2.157,20 € 
2,830,75 € 
3.953,94 € 
5.640,62 € 

Kontrollsumme: LS 1: 
LS 2: 
LS 3: 
LS 4: 
Summe; 

zzgl. GP: 
zzgl.IB 
Summe MP + GP: 

Plätze € MP/Jahr 
154.00 3.986.506 € LSI 
903.00 30.674.007 € LS 2 

1.107.00 52.524,139 € LS 3 
85,00 5,753.432 € LS 4 

2.249,00 92.938.084 € 
13.545.727 € 
8.017.325 € 

114.501.136 € 

GP 
16,49 € 

MP 
70,87 € 
92,99 € 
129,89 € 
185,30 € 

I. Ausgangswerte 
Stellen Ist: 
NJAZ: 
Belegung Ist; 

Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren klass besondere Wohnformen 
Einrichtungsnr.: 

1.319,10 
1.614.71 
2.249,0 

FK-Quote: 65,06% 
Jahresstundei 2.129.964 
Schlüssel 1: 1,71 

l.l PK Betreuung je Stelle 
Tarif 

Index-Wert 
nachr. 2018 

3,240% 
Analog Du. 
49.700 € 
48.140 € 

3,240% 
TV-L / KTD 
57.889 € 
56.072 € 

3,63% 
AVH 

64.516 € 
62.256 € 

Durchschnitt 
57.368 € 

je Stelle / p.a. je Stelle / p.h. 

PK Betreuung: 
zzgl. Personalnebenkostenpauschale: 

Personalkostenwert mit PNK: 

TV-L / KTD I 
57.888,73 € 
1.455 € 

35,85 € 
0,90 € 

59.343,38 € 36,75 € 

l.ll PK/SK je Platz* (ohne PK Betreuung) p.P./p.M. 

zzgl. Inventarinst. Betrieb(aus IB): 
zzgl. Miete Betrieb 
zzgl. Differenz zwischen BK warm 
pauschal (40 m*) und 0 Wfl. Von 33 m* 
* BK 2019 nach BKS 
Abzug von RBS 3 (332-262) 
trägerspezifische Freihaltegeidabzug 

7.962 € 8,43 € 

p.P./p.a. p.P./p.h. 

13.148 € aus alt abzgl. RBS 3 und BK warm; 
incl. 150 € Verwaltung in 2019 

Mietanteil über 125% 1,00 € I 

Summe Position 1-4 

Summe 
Leistungsstunde 
(aus l.l & l.ll): 45,18 € 

Grundleistung: 
Leistungsstuft < 
Leistungsstuft < 
Leistungsstuft S 
Leistungsstuft ^ 

h / Woche 
9,00 
2,37 
5,92 
11,84 
20,73 

Summe h / 
Woche 

9,00 
11,37 
14,92 
20,84 
29,73 

€ MP/Woche 
406,63 € 
513,71 € 
674,10 € 
941,57 € 

1.343,23 € 

Positionen 
1-5/ Monat 

98,77 € 
98,77 € 
98,77 € 
98,77 € 

Mietanteil 
über 125% 

1,00 € 
1,00 € 
1,00 € 
1,00 € 

€ MP / Monat 

2.333,67 € 
3.031,14 € 
4.194,25 € 
5.940,90 € 

Kontrollsumme: LSI: 
LS 2: 
LS 3: 
LS 4: 

Summe: 
zzgl. HLU: 
zzgl. Miete Bewohner 
Summe Gesamt: 

Plätze 
154.00 
903.00 

1.107.00 
85,00 

€MP/Jahr 
4.312.622 € 
32.845.433 € 
55.716.417 € 
6.059.718 € 

LSI 
LS2 
LS3 
LS4 

MP 
76,66 € 
99,58 € 
137,79 € 
195,17 € 

2.249,00 98.934.190 € 
7.070.856 € 
11.863.925 € 
117.868.971 € 



Anlage 5.5.3 LRV § 131 SGB IX 

Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren psych besondere Wohnformen 
Einrichtungsnr.: 999 Stand: 
I. Ausgangswerte 
Stellen Ist: 141,79 
NJAZ: 1.608,50 
Belegung Ist: 478,5 

nachr.: FK-Quote: 
Jahresstundei 
Schlüssel 1: 

228.069 
3,37 

l.l PK Betreuung je Stelle 
Tarif: 

Index-Wert: 
nachr. 2018: 

Analog Du. 
49.700 € 

TV-L/KTD 
57.889 € 
56.072 € 

AVH 
64.516 € 

Durchschnitt 
57.368 € 

je Stelle / p.a. 

TV-L / KTD 
PK Betreuung: 

zzgl. Personalnebenkostenpauschale: 
Personalkostenwert mit PNK: 

57.888,73 € 
1.454,65 € 

je Stelle / p.h. 

35,99 € 
0,90 € 

59.343,38 € 36,89 € 
l.ll PK/SK je Platz* (ohne PK Betrei] p.P./p.M. 

zzgl. Inventarinst. Be 
zzgl. Miete Betrieb 
Abzug von RBS 
trägerspezifisch 
Freihaltegeldabzug 

262,00 € 

P-P./p.a. 
7.876 € 

P-P./p-h. 
8,37 € incl. + 150 € Verwaltung in 2019 

Mietanteil über 125% 

262,00 € [summe Leistungsstunde | 45,26 € | Summe Position 1-4 

HBG 1 
HBG 2 
HBG 3 
HBG 4 
HBG 5 

h/Woche 

4,00 
5,50 
7,70 
10,48 
14,58 

Summe h / Woche 

4,00 
9,50 
11,70 
14,48 
18,58 

€ MP / Woche 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

Positionen 1-4/ Miete > als 
Monat 125% 

262,00 € - € 
262,00 € - € 
262,00 € - € 
262,00 € - € 
262,00 € - € 

€ MP / Monat 

-262,00 € 
-262,00 € 
-262,00 € 
-262,00 € 
-262,00 € 

Plätze 
Kontrollsumme: HBG 1 

HBG 2 
HBG 3 
HBG 4 
HBG 5 

€MP/Jahr 
0€ 
0€ 
0€ 
0€ 

HBG 1 
HBG 2 
HBG 3 
HBG 4 
HBG 5 

MP 
-8,61 € 
-8,61 € 
-8,61 € 
-8,61 € 
-8,61 € 

Summe: 0,00 0€ 



Anlage 5.5.4 LRV SGB IX Strukturblatt Kalkulation ASP 
I Stand: 

erforderliche Kennzahlen; Name Tarifklasse Stand 09.20XX 
1. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung gesamt: 
2. Kennzahl: davon Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit Bewilligung FP 2 
3. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten im niedrigschwelligen Bereich {Pn} 

Von der VK SGB XII festgelegte landeseinheitliche Jahrespauschalen für Bewilligungsleistungen und niedrteschwellige Leistungen; 
Fallpauschale 1 {Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr) 
Fallpauschale 2 {Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr) 
Pauschale nP {Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr) 

1. Berechnung Budgetanteil gesetzliche Leistungen: 

Anteil Fallpauschale 1 Anteil Fallpauschale 2 Budgetanteil gesetzlich 
0€ 0€ 0€ 

1.1 Berechnung Anteil Fallpauschafe 1 

Durchschnittliche Anzahl 
der Klienten mit 

Bewilligung gesamt 
Fallpauschale 1 Anteil 

Fallpauschale 1 

0€ 0€ 

1.2 Berechnung Anteil Fallpauschale 2 

Durchschnittliche Anzahl 
der Klienten mit 
Bewilligung FP 2 

Fallpauschale 2 Anteil 
Fallpauschale 2 

0€ 0€ 
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2. Berechnung Budgetanteil niedrigschwellige Leistungen: 

Durchschnittliche Anzahl 
der Klienten Pn Pauschale Pn Anteil 

Pauschale Pn 
0€ 0€ 

3. Gesamtbudget vor Ausgleich: 
mit Tarifklasse: 

0€ 
0€ 

Budget 2017 

Differenz 2018: 2017 

Anteil Differenz 2017 

4. Rechnerisches Gesamtbudget mit Anteil Differenz: 

Differenz % #DIV/0! 

#DIV/0! 

0€ 

#DlV/0! 

#DIV/0! 

3 c 6. Strukturkosten: Strukturkosten 1* = zzgl. Strukturkosten 2 
{Ergebnis Vhdig.) 

0€ 0€ 
* Erläuterungen Strukturkosten 1 + 2 als Anlage 

7. Gesamtbudget mit Anteil Diff. und pA 2018 

0€ 

#DIV/0! 



Anlage 5.5.5 LRV § 131 SGB IX 

Zeitbasiertes Kalkulationsverfahren besondere WF Sucht 
Einrichtungsnr.: 999 Stand: 
I. Ausgangswerte 
Steiien ist: 
NJAZ: 1.608,50 
Beiegung ist: 0,0 

nachr.: FK-Quote: 
Jahresstunden: 
Schlüssei 1: 

0 
#DIV/0! 

I.l PK Betreuung je Steile 
Tarif: 

Index-Wert: 
nachr. 2018: 

Analog Du. 
49.700 € 
48.140 € 

TV-L/KTD 
57.889 € 
56.072 € 

AVH 
64.516 € 

Durchschnitt 
57.368 € 
55.489 € 

Je Stelle/p.a. Je Stelle / p.h. 

PK Betreuung: 
zzgl. Personalnebenkostenpauschale: 

Personalkostenwert mit PNK: 

TV-L / KTD I 
57.888,73 € 35,99 € 

1.454,65 € 0,90 € 
59.343,38 € 36,89 € 

I PK/SK Je Platz* (ohne PK p.P./p.M. 

zzgl. Inventar 
zzgl. Miete B; 
Abzug von 
RBS 
trägerspezifi 
sch 
Freihaltegeld 
abzug 

262,00 € 

p.P./p.a. pP./p.h. 
7.876 € 8,37 € incl. + 150 € Verwaltung in 2019 

Mietanteil über 125% 

Summe Position 1-4 262,00 € 

Summe 
Leistungsstunde 
(aus I.l &I.II): 4S,26€ 

Fachleistung 

Kontrollsumme: 

Summe h / 
Woche 

0,00 

€ MP/Woche 

0,00 € 

Positionen 
1-4/ Monat 

262,00 € 

Mietanteil 
über 125% € MP / Monat 

€ -262,00 € 

Plätze € FL/Jahr 
0,00 0€ 



Anlage 5.5.6 LRV § 131 Abs. 1 SGB IX v. 01.01.2020 

I. Stammdaten: 

Aufteilung der Kostenarten 

II. Vbg Vorjahr 

Einr.nummer: 
Vereinbarungsjahr: 

Divisor: 
Plätze: 

Auslastung: 
Betriebstage: 

III. Vergütungs- 
vereinbarung: 

Fachieistung 

Kalkulationsblatt Elnzelverhandlung 

20xx 

0 
0,00% 
0,00 

Gesamtverg. Vorjahr^ 
Investitionsbetrag: 
Grundpauschale: 
MaRnahmepauschale: 

Investitionsbetrag (IB 1 bis 3) 
Leistungspauschale |Vereinbarungszeitraum 

monatlich Faktor: 
Freihalteabzug GP 

30,44 

Einrichtung: 

Träger: 

Aktzeichen: 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
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IV. Kalkulation PK: 

V. Kalkulation SK: 

Ziffer 
1. 
1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

2. 
2.1 
2.2 
2.3 

2.4 

3. 

Kostenarten 
Personalkosten 
Zentr. LeltungA/erw. 
LeltungA/erw. Einrichtung 
Päd. u. Betreuungspers., Prakt. 
Pflegepersonal, Therap. Pers. 
HW-Küchenpers^  
Reinigg.-Wäschereipers. 
Technischer Dienst 
Sonstiges Pers., BFD, FSJ 
Summe Personalk. 

Sachkosten 
Lebensmittei 
Energie, Brennst., Wasser 
Med. u. therap. Kosten 
Betreuungskosten 
Wirtschaftsaufw., Fuhrpark 
Verwaltung, Abgaben, u. Vers. 
Summe Sachkosten 

Sonstige Kosten 

Gesamtsumme FLS 

ggf. tgl. Ansatz 
Vorjahr 
0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

tgl. Ansatz 
Vbg.jahr 
0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

MP 
Vbg.jahr 
0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € i 0,0000 €~ 

0,0000 € I 0,0000~ 
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Anlage 5.5.6 LRV Kalkulationsblatt IB 1 
Einrichtung: 

Ermittlung des Investitionsbetraqes 

20xx Einrichtnr. 
Akt.z.: 

1. 

2. 

Mieten, Pachten, Erbbauzinsen 
Es sind die aktuellen Werte anzusetzen 

Euro/Jahr 0,0000 € /Divisor 
nachrichtlich; Vorjahr 0,0000 € 
Fremdkapitaiaufwand 
Es sind die aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2 

Euro/Jahr 
nachrichtlich: Vorjahr 

0,0000 € 
0,0000 € . 

/Divisor 

1,0% 
1,3% 
1,6% 

Gebäude- und Außenaniageninstandhaltung 
Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom 
Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist. 

Instandhaltg. 
Richtzahl 

12,44 
12,44 
12,44 

FKW 1914 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Alter d. Gebäude 
<25 J. 
>25 J. 

> 25 J. bes. Abn. 

Wiederbesch, wert 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

= Euro/Jahr 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Sonst.; 0,0000 € 
Summen: 0,0000 € 

I 

FKW Vorj.: | 0,0000 € | 
0,0000 € 0,0000 € 

4. Gebäudeabschreibung 

gemäß IB 3 
Summe AfA: 0,0000 € 

5. Abzugsbetrag Anrechnung Förderung: 
(s. IB 3!) 

zzgl. Verr.pos. 
0,0000 € 

= Euro/Jahr 
0,0000 € 

/ Divisor 
0 

/ Divisor 
0 

/ Divisor 

0 

€/tgl. 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

Summe investitionsbetrag: 0,00 € 
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\nlage 5.5.6 LRV Kalkulationsblatt IB 2 Vbgs.jahr: 20xx Einr.nr.: 
Einr.; xxx Akt.z.: XXX 

Fremdkapitalaufwand 

1. 

a) 

Fremdkapitalaufwand /Tilgungen 
Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der Wertverbesserung gedient haben 
und die mit einem festen Tilgungssatz zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen sind: 

I 

Ursprungsdarlehen 
Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Restdarlehen am 
31.12.200X-1 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

für 200x 
maßgebl. 

Zinssatz % 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Zinsen vom 
Ursprungs- 
darlehen 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Tilgungssatz 
% 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Tilgung ohne 
Mehrtilgung 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Summe a) 0,0000 € Summe a) 

b) Sonstige Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der 
Wertverbesserung gedient haben und laufend mit einem festen Tilgungssatz 
zu tilgen sind; 

0,0000 € 

Ursprungsdarlehen 
Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Restdarlehen am 
31.12.200X-1 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

für 200x 
maßgebl. 

Zinssatz % 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

voraussichtl. 
Zinsen Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Tilgungssatz 
% 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Tilgung 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Summe b) 

zzgl. a) 

0,0000 € 

0,0000 € 

c) 

d) 

e) 

Verrechnungspositionen Zinsen/Zinserträge: 

Aufwendungszuschuss der WK** (Minusbetrag!) 

0,0000 € 

Summe b) 

zzgl. a) 

Tilgungsanteil 
von c) 

0,0000 € 

[Summe Fremdkapitalaufwand" 0,0000 € 
Summe 
Tilgung 

Vorjahr 
0,0000 € 

' gilt nurfür WK-Förderung unter Anwendung des Bruttoprinzips nach den Förderungsgrundsätzen ab 1997 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 
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Anlage 5.5.6 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 20xx Einr.nr.: 
Einr.: xxx Akt.z.: xxx 

Ermittlung des Ansatzes zur Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln 

Ermittlung des Ansatzes für Gebäudeabschreibung 

1. Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln: 
Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude. 
Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten 
für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche, bzw. umfangreiche Modernisierung 
(einschließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis 
eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages 
gewährt werden.* 
Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die 
Summe aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 TEuro angesetzt. 

* Dies bedeutet im wesentlichen: Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus 
- Ausgleichsfonds des Bundes; 

^ - Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit; 
- Zuschüsse des Integrationsamtes; 
- Zuschüsse der FHH (gern. §§ 23/44 LHO und der WK) 

Zuschuss- 
geber 

Zeitpunkt der 
Förderung** Zuschusshöhe Restwert 

Anrechnungs 
betrag Divisor Abzug/tgl. 

Euro 200x 1,40% 0 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

Summe 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
* Als Zeitpunkt der Förderung gilt das Jahr der Bewilligung durch den Hauptzuschussgeber 

Maßgebend ist das Datum des Venwaltungsaktes (Bewilligungsbescheid), bzw. des öffentlich rechtlichen Vertrages 
K)ie Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt gemindert. D.h. es sind Förderungen rückwirkend 

ür die letzten 25 Jahre anzugeben. 

Gebäudeabschreibung 

FKW 
0,0000 € 

FKR 
12,44 

Geb.wieder- 
beschaffungswert 

€ 
0,0000 € 

Abschreibungsbasis: 0,0000 € 

davon 1,4 % 

jedoch höchstens 2,2 % des Gebäudewiederbesch.wertes: 

0,0000 € 

Verrechnungsposten: 
[somit AfA: 

zzgl. Tilgung Anlage 2: 
Summe: 

0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 

Summe Geb-AfA: 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
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1 Umrechnung trägereigene Vergütung 

Beispielrechnung 

Beschäftigungsumfang <=8 Stunden 

Beschäftigungsumfang >8 bis <=15 Stunden 

€ Tagessatz 

Vergütung 

Tagessatz anteilig Jahressatz Std/Woche 

0,00 € 73,33% 0,00 € 

0,00 € 100,00% 0,00 € 
8 

15 

Teilzeit in % 

53% 

100% 

niedrigschwellige Begleitung 0,00 € 10,00% 0,00 € 



Anlage 5.5.6 Kalkulation Tak LRV SGB IX 

Strukturblatt Kalkulation TaK 
Divisor 

Einr.nr.: 
erforderliche Kennzahlen;  Stand 

1. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit bis zu 8 h/Woche gesamt: 0,00 
2. Kennzahl: Durchschnittliche Anzahl der Klienten mit bis zu 15 h/Woche gesamt: 0,00 
3. Kennzahl: niedrigschwellige Betreuung: 0,00 

*Tarifklassen 2018: ohne 0,9 - mit 1.0 - mit SuED 1,01 - AVH: 1,1 
Von der VK SGB XII festeeleete landeseinheitliche Jahrespauschalen für Bewilligungsleistungen und niedrigschwellige Leistungen; 

Beschäftigungsumfang 8 (Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr) 
h/Woche 0,00 € 
Beschäftigungsumfang 15 (Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr) 
h/Woche 0,00 € 
niedrigschwellig 0,00 € (Durchschnittskosten pro Klient pro Jahr) 

1. Berechnung Budgetanteii gesetzliche Leistungen: 

1.1 Berechnung Anteil F5 h/Woche 

1. Kennzahl: 
Durchschnittliche Anzahl 
der Klienten mit bis zu 8 

h/Woche gesamt: 

Beschäftigungsumfang 8 
h/Woche 

jährlicher Anteil 
1.1 

0€ 0€ 

1.2 Berechnung Anteil 10 h/Woche 

2. Kennzahl: 
Durchschnittliche Anzahl 
der Klienten mit bis zu 15 

h/Woche gesamt: 

Beschäftigungsumfang 15 
h/Woche 

jährlicher Anteil 
1.2 

0€ 0€ 

1.3 Berechnung Anteil 15 h/Woche 

3. Kennzahl; 
niedrigschwellige 

Betreuung: 
niedrigschwellig jährlicher Anteil 

1.3 

0€ 0€ 

2. Gesamtbudgetjahr: 0€ 



Kalkulationsblatt Einzelverhandlung 

jAnlage 5.5.7 LRV SGB IX Tafö 

Aufteilung der Kostenarten 

I. Stammdatei Einr.nummer: 
Vereinbarungsjah 

Divisor: 
Plätze: 

Auslastung: 
Betriebstage: 

20xx 

0 
0,00% 

Einrichtung: XXX 

Träger: XXX 

Aktzeichen: XXX 

II. Vbg Vorjahi 2019 Gesamtverg. 
Investitionsbc 
Grundpausch 
Wlaßnahmepa 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

Freihaltetage: 
Lebensm.: 

Vbg.jahr: 
0 

0,0000 € 

III. 
Vergütungs- 
vereinbarung 

FLS  0,00 € 
Investitionsbetrag (IB 1 bis 3) 0,00 € 
Leistungspauschale 0,00 € 

thöhäth£h 
Faktor: 0,00 0,00 € 

IV. 
Kalkulation 
PK: 

v. 
Kalkulation 
SK: 

Ziffer 

1. 

Kostenarten 

Personalkosten 

ggf. tgi. 
Ansatz 

Vorjahr 

tgl. Ansatz 

Vbg.jahr 

FLS 

Vbg.jahr 
1.1 Zentr. LeitungA/erw. 

LeitungA/erw. Einrichtung 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

1.2 Päd. u. Betreuungspers., Prakt. 
Pflegepersonal, Therap. Pers 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

1.3 HW-Küchenpers. 
Reinigg.-Wäschereipers. 
Technischer Dienst 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

1.4 Sonstiges Pers., BFD, FSJ 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
Summe Personalk. 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

2. Sachkosten 
2.1 Lebensmittel 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
2.2 Energie, Brennst, Wasser 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
2.3 Med. u. therap. Kosten 

Betreuungskosten 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

2.4' 
Wirtschaftsau 
fw., Fuhrpark 
Verwaltung, Abgaben, u. Vers. 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

3. 

Summe Sachkosten 

Sonstige Kosten 

0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

0,0000 € 0,0000 € I 0,0000 €' 

Gesamtsumme FLS 0,0000 € 0,0000 € I 0,0000 €' 



Anlage 5.5.7 LRV Kalkulationsblatt IB 1 

Einrichtung: 
Ermittlung des Investitionsbetrages 

20xx Einrichtnr. 

Akt.z.: 

1. 

2. 

3. 

4. 

Mieten, Pachten, Erbbauzinsen 

Es sind die aktuellen Werte anzusetzen 

Euro/Jahr 0,0000 € /Divisor 
nachrichtlich: Vorj 0,0000 € 
Fremdkapitaiaufwand 

Es sind die aktuellen Werte anzusetzen. S. IB 2 

Euro/Jahr 0,0000 € /Divisor 
nachrichtlich: Vorj 0,0000 € 

Inventarinstandhaltung und-abschreibung 

Euro/Jahr o,oooo€ 
nachrichtlich: Vorj 0,0000 € 

Inventar "Spezialgerät" 

Euro/Jahr o,oooo€ 
nachrichtlich: Vorj 0,0000 € 

€/tgl. 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

3. 

1,0% 
1,3% 
1,6% 

Gebäude- und Außenanlageninstandhaltung 

Es wird der nach Alter des Gebäudes gegliederte Prozentsatz vom 
Gebäudewiederbeschaffungswert angesetzt soweit nichts anderes vereinbart ist. 

Instandhaltg. 
FKW1914 Alter d. Gebäude Richtzahl Wiederbesch.v = Euro/Jahr 

0,0000 € <25J. 12,44 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € >25J. 12,44 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € >25 J. bes. Abn. 12,44 0,0000 € 0,0000 € 

Sonst.: 0,0000 € 
Summen: 0,0000 € 

FKWVorj.: | 0,0000 € 

0,0000 € 0,0000 € 

4. Gebäudeabschreibung 

gemäß IB 3 
Summe AfA: 0,0000 € 

/ Divisor 

0 

zzgl. Verr.pos.: / Divisor 
0,0000 € 0 

5. Abzugsbetrag Anrechnung Förderung: 

(s. IB3!) 

= Euro/Jahr 

0,0000 € 

/ Divisor 

0 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

Summe Investitionsbetrag: 0,00 € 



Anlage 5.5.7 LRV Kalkulationsblatt Vbgs.jahr: 20xx Einr.nr.: 0 

Einr.: xxx Akt.z,: xxx 
Fremdkapitalaufwand 

1. Fremdkapitalaufwand/Tilgungen 

a) Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der Wertverbesserung gedient 
und die mit einem festen Tilgungssatz zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen sind: 

Ursprungsdarl 
eben Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Restdarlehen 
am 

31.12.200X-1 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

für 200x 
maßgebl. 

Zinssatz % 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Zinsen vom 
Ursprungs- 
darlehen 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Tilgungssatz 
% 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Tilgung ohne 
Mehrtilgung 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

b) 

Summe a) 0,0000 € Summe a) 0,0000 € 

Sonstige Schuldverpflichtungen, die dem Erwerb, der Errichtung oder der 
Wertverbesserung gedient haben und laufend mit einem festen Tilgungssatz 
zu tilgen sind: 

Ursprungsdarl 
eben Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Restdarlehen 
am 

31.12.200X-1 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

für 200x 
maßgebl. 

Zinssatz % 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

voraussichtl. 
Zinsen Euro 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

Tilgungssatz 
% 

0,00% 
0,00% 
0,00% 
0,00% 

Tilgung 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 

c) 

d) 

e) 

Summe b) 

zzgi. a) 

Verrechnungspositionen Zinsen/Zinserträge: 

Aufwendungszuschuss der WK** (Minusbetrag!) 

jSumme Fremdkapitalaufwand 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

Summe b) 

zzgl. a) 

Tilgungsanteil 
von c) 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

0,0000 € 

Summe 

Tilgung | 0,0000 € 

Vorjahr 
0,0000 € 

I** gilt nurfürWK-Förderung unter Anwendung des Bruttoprinzips nach den Förderungsgrundsätzen ab 1997 



Anlage 5.5.7 LRV - Kalkulationsblatt IB 3 20xx Einr.nr.: 
Einr.: xxx Akt.z.: xxx 

Ermittlung des Ansatzes zur Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln 
Ermittlung des Ansatzes für Gebäudeabschreibung 

1. Anrechnung der Förderung aus öffentlichen Mitteln: 
Die Regelung betrifft alle im Eigentum des Trägers befindlichen Gebäude. 
Anzugeben sind alle nichtrückzahlbaren Mittel (Zuschüsse), die aus öffentlichen Haushalten 
für die Errichtung von Bauwerken und erhebliche, bzw. umfangreiche Modernisierung 
(einschließlich technischer Anlagen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind), auf Basis 
eines Verwaltungsaktes (Zuwendungsbescheid) oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages 
gewährt werden.* 
Für die Höhe der zu berücksichtigenden Förderungen wird eine Bagatellgrenze für die 
Summe aller Zuschüsse je Maßnahme von 50 TEuro angesetzt. 

* Dies bedeutet im wesentlichen: Zuschüsse zu Bauinvestitionen aus 
- Ausgleichsfonds des Bundes; 
- Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit; 
- Zuschüsse des Integrationsamtes; 
- Zuschüsse der FHH (gern. §§ 23/44 LHO und der WK) 

Zuschuss- 
geber 

Zeitpunkt der 
Förderung** Zuschusshöhe Restwert 

Anrechnungs 
betrag Divisor Abzug/tgl. 

Euro 200x 1,40% 0 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 

Summe 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 0,0000 € 
Als Zeitpunkt der Förderung gilt das Jahr der Bewilligung durch den Hauptzuschussgeber 
Maßgebend ist das Datum des Verwaltungsaktes (Bewilligungsbescheid), bzw. des öffentlich rechtlichen Vertrages 

Die Summe der Zuschüsse je Maßnahme wird um jährlich 4 % ab Förderungszeitpunkt gemindert. D.h. es sind Förderungen rückwirkend 
für die letzten 25 Jahre anzugeben. 

2. Gebäudeabschreibung 

FKW 
0,0000 € 

FKR 
12,44 

Geb.wieder- 
beschaffungswert 

€ 
0,0000 € 

Abschreibungsbasis: 0,0000 € 

davon 1,4 % 

jedoch höchstens 2,2 % des Gebäudewiederbesch.wertes: 

0,0000 € 

Verrechnungsposten: 
[somit AfA: 

zzgl. Tilgung Anlage 2: 
Summe: 

0,0000 € 

0,0000 € 
0,0000 € 

Summe Geb-AfA: 

0,0000 € 
0,0000 € 
0,0000 € 



Anlage 5.5.7 Berei Kalkulationsverfahren - Berechnungsmodell zur Ermittlung der trägerspezifischen Teilzeitvergütung 

Basis zur Berechnung eines 1/2 Tages 

Divisor (Woche = 10 halbe Tage) 

Halber Tag (Basis) 
Beschäftigungsumfang 20% 
Beschäftigungsumfang 30% 
Beschäftigungsumfang 40% 
Beschäftigungsumfang 50% 
Beschäftigungsumfang 60% 
Beschäftigungsumfang 70% 
Beschäftigungsumfang 80% 

Std./Woche 30 Beschäftigung 
mtl. Faktor 

0,00 
tgl. 

0,00 € 
Monat 
0,00 € 

h/Woche: % 
10% 

incl. 
Vergütung 

Sockel 
Vergütung 
TZ Monat 

3 
6 
9 

12 
15 
18 
21 
24 

10% 
20% 
30% 
40% 
50% 
60% 
70% 
80% 

32% 
40% 
49% 
58% 
66% 
75% 
83% 

€ 
€ 
€ 
€ 
€ 
€ 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 



5.5.8 Kalkulationsblatt ambulante Dienste 

1. Personalkosten: PKosten je 
Stunde NJAZ 

Personal Betreuung AG-Jahresbrutto Prozentanteil 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

Honorare/Aushilfen 0,00 € 
SUMME Fachpersonal 0% 0,00 € 

1. Kosten je Betreuungseinheit: 

Nettojahresarbeitszeit: Fachpersonal/Std. Leitung/ 
Verwaltung 

Gemeinkosten- 
zuschlag* 

Kosten/Std. 

1.623,3 0,0000 € 0,0000 0,0000 0,00 € 

0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

* Gemeinkostenzuschlag: Sachkosten (Raumkosten, Verwaltung, Fahrtkosten, Versicherung) 

Kalkblatt ambulante Dienste Seite 1 



Kalkulationsblatt AWG mit 

Anlage 5.5.9 LRV SGB IX Kalkulationsblatt AWG 

1. Stammdaten: 

II. Vergütungs- 
vereinbarung: 

Einr.nummer: 
Vereinbarungsjahr: 

Divisor: 
Plätze: 

Betriebstage: 

20xx 

0 
365,25 

Einrichtung: 

Träger: 

Aktzeichen: 

AWG 

HEG 0 HEG 1 HEG 2 
GK-Zuschlag 20,00% 
Maßnahmepauschale 0,00 € 
monatlich 0,00 € 

20,00% 
0,00 € 
0,00 € 

20,00% 
0,00 € 
0,00 € 

HEG 3 HEG 4 
20,00% 20,00% 
0,00 € 0,00 € 
0,00 € 0,00 € 

HEG 5 
20,00% 
0,00 € 
0,00 € 

IV. MP HBG: 
Min, je HE/tgl. 

tgl. PK Betr.pers. 
Stunden/Woche 

HEG 1 
34,2857 
0,0000 
4,00 

HEG 1 
51,4286 
0,0000 

6,00 

Pers.kosten/Stelle pa.: 
p. Minute: 0,0000 € 

HEG 2 
85,7143 
0,0000 
10,00 

HEG 3 
120,0000 

0,0000 
14,00 

HEG 4 
145,7143 
0,0000 
17,00 

Durchschnitt It. Trägerangaben | 

HEG 5 
162,8571 
0,0000 
19,00 

Erstellt von Veser 18.12,2018 Seite 1 



I 

GESCHÄFTSORDNUNG 

der Vertragskommission gern. § 2 Absatz 2 LRV nach § 131 Abs. 1 SGB IX 
(GO VK SGB IX) 

1. Grundlagen 

1.1 Die Einsetzung der Vertragskommission erfolgt in Umsetzung des § 2 Abs. 1 des' 
Landesrahmenvertrages nach § 131 Abs. 1 SGB IX vom 19.12.2018. Die Vertrags- 
kommission trägt in ihrer Zusammensetzung und Arbeits\weise dem Grundgedanken 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen der zuständigen Trägerin der Einglie- 
derungshilfe, den Vereinigungen der Leistungserbringer und der beteiligten Interes- 
senvertretung der behinderten Menschen in Hamburg Rechnung. 

1.2 Die Vertragskommission soll eine einheitliche, für alle Beteiligten Rechtssicherheit 
gewährleistende Gestaltung der Vertragsangelegenheiten in Zuständigkeit der Freien 
und Hansestadt Hamburg sicherstellen. 

2. Aufgaben der Vertragskommission 

Die Aufgaben der Vertragskommission ergeben sich aus § 2 Abs. 4 LRV SGB IX. 

3. Mitglieder 

Mitglieder der Vertragskommission sind die vertragsschließenden Parteien des 
Landesrahmenvertrages. 
Die Mitglieder der Vertragskommission benennen namentlich 

- 3 stimmberechtigte Mitglieder für die in der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl- 
fahrtspflege zusammengeschlossenen Verbände, 

- 1 stimmberechtigtes Mitglied für die Zusammenschlüsse privatwirtschaftlicher Unter- 
nehmen und 

- 1 stimmberechtigtes Mitglied der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte Menschen in Hamburg e.V. (LAG) ent- 
sendet 
- 1 nicht stimmberechtigtes Mitglied, 
welches die Möglichkeit hat, an der Beschlussfassung der Vertragskommission mitzu- 
wirken. 

Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied namentlich zu benennen. 

4. Geschäftsstelle 

4.1 Vorsitz und Geschäftsführung der Vertragskommission liegen bei der Geschäftsstelle 
der Vertragskommission. 

4.2 Die Benennung des geschäftsführenden Mitglieds erfolgt für jeweils zwei Jahre durch 
Beschlussfassung in der Vertragskommission bis zum 31.12. des entsprechenden 
Vorjahres. Geschäftsführendes Mitglied kann auf der Seite der Vereinigungen der 
Leistungserbringer auch ein Zusammenschluss von Vertragspartnern sein. 

4.3 Das geschäftsführende Mitglied trägt die Kosten der Geschäftsstelle. 
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4.4 Die Einberufung der Vertragskommission erfolgt durch die Geschäftsstelle der Ver- 
tragskommission. Die Vertragskommission ist einzuberufen, wenn es das berechtigte 
Interesse erfordert oder mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder die Einberufung 
unter Angabe der gewünschten Tagesordnung fordern. 

4.5 Die Einladungen und die Tagesordnung gehen den Vertragspartnern spätestens 14 
Tage vor der Sitzung zu. Ergänzende Unterlagen und Beschlussvorlagen sollen spä- 
testens sieben Tage vor der Sitzung bei den Vertragspartnern eingehen. 

5. Beschlussfassung 

5.1 Die Vertragskommission ist beschlussfähig, wenn die gern. Ziffer 3 benannten stimm- 
berechtigten Mitglieder oder ihre Stellvertretungen anwesend sind. 

5.2 Beschlüsse der Vertragskommission erfolgen einstimmig. 
Werden durch die LAG, als nicht stimmberechtigtes Mitglied, inhaltliche Bedenken 
gegen eine Beschlussvorlage geltend gemacht, sind die Bedenken vor Beschlussfas- 
sung zu erörtern und einvernehmlich zu regeln. Sollte kein Konsens mit der LAG er- 
reicht werden, muss dies im Beschlusstext umfassend begründet werden. 

5.3 Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden. Ein Beschluss im 
schriftlichen Verfahren kommt zustande, wenn die zur Beschlussfähigkeit gern. Ziffer 
3 erforderlichen Stimmen binnen einer Frist von 14 Tagen nach Aufforderung zur Be- 
schlussfassung im schriftlichen Verfahren der Geschäftsstelle der Vertragskommissi- 
on vorliegen. 
Die Vertragskommission kann hiervon abweichende Fristen beschließen. 
Die LAG erhält die Beschlussvorlagen mit der Gelegenheit zur Stellungnahme inner- 
halb der Beschlussfrist. Die Stellungnahme wird gegenüber der Geschäftsstelle der 
Vertragskommission abgegeben. Diese leitet die Stellungnahme unverzüglich an die 
Mitglieder der Vertragskommission weiter. Macht die LAG in ihrer Stellungnahme in- 
haltliche Bedenken gegen die Beschlussvorlage geltend, wirken die Parteien darauf 
hin, umgehend im schriftlichen Wege Einigung zu erzielen. Der Schriftverkehr hat 
über die Geschäftsstelle der Vertragskommission zu erfolgen, welche diesen weiter- 
leitet. Das Verfahren wird für diese Zeit ausgesetzt. Alle Beteiligten sind gehalten, da- 
ran mitzuwirken, dass das Verfahren zeitnah abgeschlossen werden kann. Sollte ein 
Konsens nicht erreicht werden, wird das Verfahren wieder aufgenommen; es besteht 
eine umfassende Begründungspflicht i.S.d. Ziffer 5.2 Satz 3. 

6. Durchführung der Sitzungen 

6.1 Sitzungen der Vertragskommission sind nicht öffentlich. 

6.2 Die Beratungen der Vertragskommission sind vertraulich. 

6.3 Wird von einem Mitglied die Beteiligung eines Gastes oder Beraters gewünscht, 
bedarf dies der Zustimmung der anwesenden Mitglieder. 

7. Ergebnisprotokoll 

Über die Sitzungen der Vertragskommission werden Ergebnisprotokolle angefertigt. 
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Für das Ergebnisprotokoll ist die Geschäftsstelle der Vertragskommission zuständig. 
In das Ergebnisprotokoll werden auch Erklärungen einzelner Mitglieder der Vertrags- 
kommission aufgenommen. Das Ergebnisprotokoll soll den Vertragspartnern spätes- 
tens 14 Tage nach der Sitzung der Vertragskommission zugehen. Erfolgt innerhalb 
weiterer zwei Wochen nach Zugang des Protokolls keine Beanstandung, so gilt das 
Protokoll als genehmigt. 

8. Anpassung von Beschlüssen gern. § 59 SGB X 

Haben sich die Verhältnisse, die für einen wirksam gewordenen Beschluss maßge- 
bend gewesen sind, so wesentlich geändert, dass mindestens einer Vertragspartei 
das Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzumuten ist, kann sie gemäß § 59 SGB X 
die Anpassung des Beschlusses verlangen. 

9. Inkrafttreten und Kündigung der Geschäftsordnung der Vertragskommission 

Die Geschäftsordnung der Vertragskommission tritt mit dem Tag des Inkrafttretens 
des Landesrahmenvertrags in Kraft. 

Die Geschäftsordnung der Vertragskommission kann ganz oder in Teilen mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres von jedem Vertragspartner 
schriftlich gekündigt werden. 
Im Falle der Kündigung der Geschäftsordnung gilt diese weiter, bis eine neue Ge- 
schäftsordnung in Kraft getreten ist, jedoch längstens für 12 Monate ab dem Tag des 
Zugangs der Kündigung. 
Im Falle der Kündigung des Landesrahmenvertrages gern. § 10 Abs. 2 LRV SGB IX 
gilt die Frist gern. § 10 Abs. 3 LRV SGB IX. 

Hamburg, den ./f3 //o?. 0^04^ 
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